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InhaltLiebe 
Leserinnen 
und Leser,

willkommen zu einer 
neuen Winterediti-
on des Politicums. 
Ein wahnsinniges Jahr 
2016 liegt hinter uns:  
Der Krieg in Aleppo, 

der Putsch und seine Folgen in der Türkei, Terrorat-
tentate in Frankreich, Deutschland und eigentlich 
überall auf der Welt, der Brexit, die Trump-Wahl. 
Aufgrund einiger Ereignisse aus der jüngsten Ver-
gangenheit im globalen wie auch im universitären 
Raum möchten wir in dieser Ausgabe auf das The-
ma Partizipation eingehen und seine Bedeutsam-
keit hervorheben. 

Im Essay-Teil erwarten euch zwei Beiträge die je-
weils Risiken und Chancen des neuen US-Präsi-
denten Donald Trump darstellen. Darüber hinaus 
erwarten Euch wie immer zwei Interviews, dieses 
Mal mit Prominenz aus der Soziologie: Das Inter-
view ohne Worte wurde mit Moritz von  Stetten ge-
führt, das Dozenteninterview mit Prof. Dr. rer. pol. 
Doris Mathilde Lucke. 

Die Themenvielfalt der aktuellen Ausgabe ist groß. 
So findet Ihr auch Beiträge und Meinungstexte 
zur Lage der Demokratie in Myanmar oder einen 
kleinen Umriss zu den nach wie vor brisanten Ver-
handlungen mit der VG-Wort. Außerdem gehen 
wir auf die  Objektivität von Studierenden und Do-
zierenden sowie auf die Erasmusstiftung der AfD 
ein. Den Abschluss bilden Kommentare der Bonner 
Bürger zur anstehenden Wahl des deutschen Bun-
despräsidenten. 

Vielen Dank auch an alle, die dieses Mal an der Ge-
staltung der Ausgabe mitgewirkt haben! Auch wenn 
ich die letzten Ausgaben bereits unterstützt habe ist 
die Rolle als „Chefredakteurin“ neu für mich, wes-
halb ich mich umso mehr über die Unterstützung 
meiner Vorgängerin gefreut habe.
Wenn auch Ihr Lust habt in Zukunft am Politicum 
mitzuwirken meldet Euch gerne bei Eurer #Lieb-
lingsfachschaft oder direkt bei mir. 

Viel Freude beim Lesen!
Nora Benz

antwortet Moritz von Stetten

Prof. Dr. rer. pol. Doris Mathilde Lucke im 
Interview

Kein TRiUMPf für die USA 
& Wir wissen, dass wir nichts wissen

Islamismus als Extremismusform. Herr 
Altaş von der IGMG im Interview
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Liebe Kommilitoninnen, liebe Kommilitonen, 

das Semester neigt sich mit großen 
Schritten dem Ende zu, was uns ver-
anlasst, das vergangene Semester noch 
einmal revue passieren zu lassen.

So startete das Wintersemester mit er-
folgreichen Erstsemester Tagen und 
mit tollen Exkursionen, beispielswei-
se zur Deutschen Welle, zum Vertei-
digungsministerium oder Führungen 
durch das Bonner Regierungsviertel. 
Nach der obligatorischen Orientie-
rungswoche und dem Erstsemester-
Wochenende, folgte als Einstimmung 
für alle Studierenden die traditionelle 
Semesterparty. Dieses Mal unter dem 
Motto „Two Party System“ in Anleh-
nung an die bevorstehende Präsident-
schaftswahl.

Am Tag nach der Wahl („The Day 
After – eine Rückkehr zur Politik?“) 
kamen die Studierenden in Scharen 
in den Hörsaal XVII, um auf ihren 
„Wahlnachtschock“ Antworten zu fin-
den. In Kooperation mit der Konrad-
Adenauer-Stiftung (Abteilung für 
Politische Bildung) stellten sich vier 
Referent*innen den Ursachen und  

Fragen, die es nach dieser Nacht zu be-
antworten galt. Nach dem Trubel der 
US-Wahl konnte das Ringseminar mit 
dem Thema „Freiheit vs. Sicherheit“ 
aktuelle Debatten aufgreifen und mit 
Studierenden kontrovers diskutieren. 
Leider konnte die zweite Veranstaltung 
des Ringseminars „Islamismus als Ex-
tremismusform?“ aufgrund von kurz-
fristigen Absagen und dem dadurch 
nicht breit gefächertem Spektrum an 
Positionen, nicht stattfinden. Im Zuge 
dessen wurde Kritik am Vertreter der 
IGMG, Herrn Altaş, geäußert, sodass 
wir ihm in dieser Ausgabe des Politi-
cums die Möglichkeit bieten wollen, 
sich den kritischen Fragen der Studie-
rendenschaft zu stellen. 

Kurz vor dem Jahreswechsel wurde 
die Weihnachtsfeier der Fachschaft 
traditionell von den Erstsemestern 
organisiert. Mit Herrn Dr. Becker als 
Weihnachtsmann stellten sie einen be-
sinnlichen Vertreter des Instituts, der 
mit einer Überraschung, in Person von 
Herrn Dr. Best, auftrumpfen konnte. In 
ihrem Geschenkesack hatten sie neben 
kleinen Nascherein auch eine Weih-

nachtsgeschichte in Anlehnung an ihre 
Zeiten in der Fachschaft Politik und 
Soziologie. 

Falls wir Euch hiermit neugierig ge-
macht haben: Für alle Motivierten 
unter Euch, die sich in der Fachschaft 
engagieren möchten, kommt einfach 
zu einer unserer Sitzungen vorbei! Wir 
treffen uns jeden Mittwoch um 20 Uhr 
(c.t.) im großen Übungsraum. Außer-
dem sind wir für Euch montags bis 
donnerstags jeweils von 12 bis 13 Uhr 
in unserem Büro in der Lennéstraße 27 
erreichbar. Auch in der vorlesungsfrei-
en Zeit besteht mittwochs von 13 bis 14 
Uhr die Möglichkeit, mit Euren Fragen 
vorbeizukommen.

Wir können Euch jetzt nur noch eine 
erfolgreiche Klausuren- und Hausar-
beitsphase, eine erholsame vorlesungs-
freie Zeit und viel Spaß beim Lesen des 
Politicums wünschen. 

Im Namen der gesamten Fachschaft,

Katharina Hueske 
& Janosch Ptassek
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Ohne Worte 

Was ist für Sie das Faszinierendste an der 
Soziologie?

Welche soziologischen 
Theorien finden Sie am 

häufigsten in Ihrem Alltag wieder?

Welchen Tipp haben Sie für 
prokrastinierende Studierende?

Name:              Moritz von Stetten, M.A.

Ausbildung:    Magisterstudium der 

                          Politikwissenschaft, Soziologie und   

                          Philosophie an der Universität 

                          Heidelberg, Studium der 

                          Politikwissenschaft und Soziologie an 

                          der University of Manchester, 

                          Promotionsstipendiat der a.r.t.e.s. 

                          Graduiertenschule der Universität 

                          zu Köln

Beruf:               Wissenschaftlicher Mitarbeiter am 

                          Lehrstuhl für Kultursoziologie (Prof.     

                          Dr. Clemens Albrecht), Institut für 

                          Politische Wissenschaft und Soziologie

Status:               Doktorand

Ohne Worte
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Was ist Ihnen bei Ihrem ersten 
Besuch in Bonn am deutlichsten 

in Erinnerung geblieben?

Wie sieht für Sie ein perfektes 
Wochenende aus?

Was ist Ihr liebstes Reiseziel? Welche soziologischen 
Persönlichkeiten interessieren Sie 

besonders?

Ohne Worte

von Jule Hoffmann und Aileen Völlger
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Frau Prof. Dr. Lucke, vielen Dank, 
dass Sie sich zu diesem Gespräch 
bereit erklärt haben. Zunächst möch-
ten wir etwas über Ihre akademische 
Laufbahn erfahren. Wie sind Sie nach 
Bonn gekommen?

Nach Bonn gekommen bin ich über 
einige Umwege. Ich habe in München 
Soziologie studiert und mit Diplom 
abgeschlossen, was es in der Form 
heute ja gar nicht mehr gibt. Ich bin 
also tatsächlich noch eine echte Dip-
lom-Soziologin. Promoviert habe ich 
an der Staatswirtschaftlichen Fakultät 
der Münchner LMU zur Dr.rer.pol. 
(rerum politicarum) - vielleicht ein 
Grund, weshalb ich mich an unserem 
gemeinsamen Institut für Politische 
Wissenschaft und Soziologie fachlich 
beheimatet und disziplinär zu Hau-
se fühle. Nach Studium und Promo-
tion bin ich dann recht schnell in die 
freie Wirtschaft gegangen, lehrte an 
der Akademie für Führungskräfte der 
Wirtschaft und war Dozentin für Men-
schenführung und Betriebsorganisa-
tion. Die Akademie war damals eine 
der führenden Manager-„Schmieden“ 
Deutschlands. Dort habe ich sehr viel 
gelernt, bald aber auch gemerkt, dass 
die Welt des Geschäfts und des großen 
Geldes nicht die einzige und auf Dau-
er nicht die meinige ist. Als ich studiert 
habe, war die Soziologie relativ mar-
xistisch, und es galt als unanständig, 
sozusagen als Klassenfeind auf die 
Arbeitgeber- und Unternehmensseite 
zu wechseln. Ich habe mich das aber 

wider anderen Anratens getraut, und 
noch heute wundere ich mich darüber, 
dass ich diesen Seitenwechsel von der 
Wirtschafts-Akademie ins Forschungs-
institut der Friedrich-Ebert-Stiftung 
auf Anhieb geschafft habe. Dort war 
ich Forschungsreferentin in der sozi-
alwissenschaftlichen Politikberatung 
und machte überwiegend Auftragsfor-
schung. Auch da habe ich nach einiger 
Zeit erkannt, dass diese Tätigkeit mei-
nen persönlichen Anlagen und Interes-
sen nicht wirklich gerecht wurde und 
entdeckte den Wunsch und auch den 
Ehrgeiz, selbständig und von meinen 
eigenen Erkenntnisinteressen geleitet 
zu forschen und auch zu lehren. 

Als am Lehrstuhl von Prof. Fürsten-
berg am damaligen Seminar für So-
ziologie auf der Bonner Adenauerallee 
eine Assistenz frei wurde, habe ich 
mich auf die Stelle beworben und sie 
auch bekommen. Die Zeit als Assisten-
tin habe ich unter anderem dafür ge-
nutzt, zu habilitieren. Ich bin die erste 
Person überhaupt - nicht nur die erste 
Frau - die die venia legendi, also die 
Lehrbefugnis, für das Fach Soziologie 
an der Philosophischen Fakultät der 
Bonner Universität erlangt hat. Inso-
weit bin ich also auch ein Stück Bonner 
Universitätsgeschichte. Zwischenzeit-
lich hatte ich Gastprofessuren und Ver-

tretungen in Zürich, Salzburg und an 
der Humboldt-Universität zu Berlin. 
Seit 1998 bin ich am Institut die erste 
und bislang einzige Professorin für So-
ziologie. 

Kommen wir doch nochmal zurück 
auf Ihre Zeit an den Universitäten 
in Berlin, Zürich und in Salzburg. 
Gibt es Unterschiede zur Universität 
Bonn? Wie würden Sie die Universi-
tät Bonn einschätzen?

Ich muss sagen - und das sage ich nicht 
nur für Schönwetter-Portraits - dass ich 
mich an allen vier Universitäten wohl-
fühle bzw. wohlgefühlt habe. Das Fach 
Soziologie wird - wie auch der Kontakt 
zu den Studierenden - nie langweilig 
und ich bin noch immer genauso ger-
ne Soziologin und Hochschullehrerin 
wie zu Beginn meiner Berufstätigkeit. 
Tatsächlich habe ich noch nie gedacht: 
‚Hättest du mal besser etwas Anderes 
gemacht‘. Jedoch Zürich, zum Beispiel, 
ist insgesamt überhaupt nicht univer-
sitär geprägt. Als jemand, der gerne 
auch mal ausgeht, ist mir schnell auf-
gefallen, dass es dort keine Studenten-
viertel oder -kneipen gibt. Und auch 
die Studentinnen und Studenten sahen 
fast alle aus wie gehobene Büroange-
stellte: die Frauen Kostüm, die Männer 
Anzug, beide Aktenkoffer. Dass sie in 
den Lehrveranstaltungen nicht reines 
„Schwytzerdütsch“ sprachen, werde 
ich ihnen nie vergessen. Salzburg da-
gegen ist ganz anders. Dort war ein 
Hörsaal, mein absoluter Lieblings-

„Wir sind möglicherweise auf dem 
Weg zu Eingeschlechtlichkeit oder 

Zwitterwesen.“

Dozentinneninterview

von Nurefsan Sereflican, Karina Blommen und Miriam Schmidt 

Aufgrund hervorragender Leistungen in Forschung und Lehre erhielt Prof. Dr. rer. pol. Doris Mathilde Lucke 1998 die 
Bezeichnung 'außerplanmäßige Professorin' durch den Rektor der Universität Bonn,  auf Vorschlag der Philosophischen 
Fakultät verliehen. Wir sprachen mit der Diplom-Soziologin über ihren Werdegang und ihre Forschungsschwerpunkte.

„Ich hatte mit 18 Jahren Abitur und 
wollte vor allem eins: kein vorpro-

grammiertes Leben.“
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lehrraum, mit Gebirgsblick so atem-
beraubend schön, dass ich manchmal 
während der Vorlesung aus Versehen 
aufgehört habe weiter zu sprechen, weil 
ich so fasziniert war von dem Ausblick. 
Ebenfalls in Erinnerung geblieben ist 
mir, dass in Österreich generell sehr 
viel Wert auf Titel, vor allem akademi-
scher Provenienz, gelegt wird. Selbst 
Kollegen untereinander haben sich 
mit „Herr Professor“ oder sogar „Herr 
Magister“ angeredet. Das genaue Ge-
genteil der US-amerikanischen „Duz“-
Kultur - und von der Universitätsver-
waltung musste ich „nostrifiziert“, also 
österreichisiert, werden. Ein Sprung 
nach Berlin: international und weltof-
fen nicht nur - aber auch - für Gender-
Fragen. Das war für mich eine echte 
Herausforderung mit vielen Denkan-
stößen, aber auch Widersprüchen, was 
zu zahlreichen kritischen und teilweise 
kontroversen Diskussionen führte. Das 
hat mich sehr an die Zeit meines eige-
nen Studiums erinnert. 

Hier in Bonn wiederum finde ich es 
allein schon deshalb inspirierend, mit 
Dienstsitz auf der Lennéstraße zu re-
sidieren, dazu der berühmten Hof-
garten, das Arithmeum und die Nas-
se-Mensa in unmittelbarer Nähe und 
das rund um das Institut pulsierende 
studentische Leben - von unserem 
Institutspark ganz zu schweigen! Ich 
hoffe, dass die Universität Bonn dieses 
akademische Flair weiter pflegt. Eine 
Stadt als Arbeitsumfeld, in der Univer-
sität und universitäres Leben auch au-
ßerhalb der Mauern der alma mater so 
präsent sind, empfinde ich als großes 
Privileg. 

Nun würden wir gerne auf Ihre aktu-
ellen Forschungsinteressen zu spre-
chen kommen: Woran arbeiten Sie 
momentan?

Momentan beschäftige ich mich mit ei-
nem neuen, noch relativ jungen Gebiet, 
der Sozionik. Den Begriff kennen im 
Gegensatz zur Bionik, die sich damit 
befasst, wie Technik sich Naturphä-
nomene zu eigen macht - also die Bio-
logie nachahmt - bislang nur wenige. 

„Szonik“ ist - wie die „Soziologie“ - ein 
Kunstwort und steht für eine Verbin-
dung aus Soziologie und Informatik. 
Im Kern geht es um Übergänge zwi-
schen Mensch und Maschine und um 
die Frage, wie Maschinen den Men-
schen immer ähnlicher werden und 
aus Menschen Maschinen werden. 

Vor ungefähr zehn Jahren hatte ich 
eine Doktorandin, die schon damals 
Chatbots, also Mensch-Maschinen-
Hybride, untersuchen wollte, wie sie 
seinerzeit vor allem für Werbezwecke 
und im Verkauf eingesetzt wurden. 
Nach anfänglichen Vorbehalten ließ 
ich mich auf ihren Vorschlag ein: ein 
riskantes, aber, wie sich herausstellte, 
hochinteressantes, innovatives und zu-
kunftsweisendes Thema! Das Promoti-
onsprojekt beinhaltete unter anderem 
Experimente zur Lernfähigkeit dieser 
Chatbots, und am Ende entstand da-
raus ein äußerst lesenswertes Buch 
mit dem Titel „Cyber Gender“. Dass 
meine Doktorandin dafür mit einem 
wissenschaftlichen Nachwuchspreis 
ausgezeichnet wurde, hat mich als 
ihre Doktormutter natürlich ganz be-
sonders gefreut und auch ein bisschen 
stolz gemacht! In der Folge setzte ich 
mich verstärkt mit der Thematik aus-
einander und bekam im WS 2015/16 

eine Anfrage von den Bonner Medi-
enwissenschaften zur Beteiligung an 
der Ringvorlesung: „Die Maschine - 
Freund oder Feind? Mensch und Tech-
nologie im digitalen Zeitalter“, zu der 
ich einen Vortrag mit dem Titel „Per-
fekte Menschen - Defekte Maschinen“ 
beigesteuert habe. Damit war ich auf 
ein Thema gestoßen, das ich als min-
destens genauso wichtig erachte wie 
zuvor die Geschlechter-Thematik. Ge-
schlechter sind, wovon mittlerweile 
über die Gender Studies hinaus ausge-
gangen wird, nicht bipolar, also nicht 
nur entweder Mann oder Frau. Für 
die Sozionik vertrete ich analog dazu 
die These, dass die Entwicklung im 
Verhältnis von Mensch und Maschi-
ne in eine ähnliche Richtung gehen 
wird. Bereits jetzt sind wir teilweise 
künstlich und bestehen aus High Tech: 
Denken Sie an Zahnimplantate, Herz- 
und Hirnschrittmacher oder künstli-
che Hüften. Wenn Sie Ihr Smartphone 
in der Hand halten, sind Sie jederzeit 
und überall ortbar - praktisch ein per-
manent Daten produzierendes und 
versendendes Ich - das technische Ge-
rät, wie der Handy-Daumen, ein ange-
wachsener Körperteil.

Ein damit zusammenhängendes The-
ma, womit ich mich momentan eben-
falls beschäftige, sind die Reprodukti-
onstechnologien. Auch da beobachte 
ich eine Umkehrung. Ging es mit der 
sexuellen Revolution um Sexualität 
ohne Fortpflanzung, so haben wir 
mit den heutigen reproduktionstech-
nologischen Möglichkeiten, etwa der 
künstlichen Befruchtung, die Option 
auf Fortpflanzung ohne Sexualität. 
Die klassische Einteilung in zwei Ge-
schlechter ist darauf begründet, dass es 
Menschen gibt, die zeugungsfähig sind 
und deshalb Männer genannt werden, 
und Menschen - Frauen per definitio-
nem - die gebärfähig sind. Wenn diese 
Anknüpfung der Geschlechtszuge-
hörigkeit an zwei voneinander unter-
schiedene Fähigkeiten und zueinander 
komplementäre reproduktive Poten-
zen, nun nicht mehr zwingend notwen-
dig ist und die menschliche Fortpflan-
zung auch von Geschlechtskörpern 

Dozentinneninterview
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entkoppelt stattfinden kann, fällt diese 
ehemals grundlegende Unterschei-
dung wie ein überflüssig gewordenes 
Kartenhaus in sich zusammen. Inzwi-
schen ist es medizintechnisch sogar 
schon möglich, aus bestimmten Arten 
von Stammzellen wahlweise sowohl 
männliche als auch weibliche Keimzel-
len zu generieren. 

Das heißt: wir sind möglicherweise 
auf dem Weg zu Eingeschlechtlichkeit 
oder Zwitterwesen. Das sind für mich 
aufregende und die wissenschaftliche 
Neugier herausfordernde Themen - 
gerade auch für die Soziologie als eine 
hierfür prädestinierte Übersichts- und 
Zusammenhangswissenschaft, die 
ganz viele, scheinbar voneinander un-
abhängige Aspekte zusammenbringt. 
Die Reproduktionstechnik ist nicht nur 
eine Sache von Medizinern und Huma-
ningenieuren. Jede neue Technologie 
hat immer auch nichttechnische und 
oft sehr weitreichende gesellschaftli-
che und politische Folgen, die bedacht 
werden müssen. Es war mir schon im-
mer ein Anliegen, Grenzen zwischen 
den Natur- und Geisteswissenschaften 
zu überwinden, so wie diejenigen zwi-
schen Soziologie und Technik. 

Nach meiner festen Überzeugung gibt 
es kein anderes Fach, das so viele in-
haltliche Andock- und Vernetzungs-
möglichkeiten bietet. Umso mehr freut 
es mich, dass soziologische Expertise 
immer häufiger nachgefragt wird. In 
Expertengremien, der Technikfolgen-
abschätzung, in Gesetzgebungsverfah-
ren oder Ethikkommissionen, werden 
(fast) immer auch (mindestens) eine 
Soziologin oder ein Soziologe berufen. 

Was macht der technische und me-
dizinische Fortschritt mit dem Men-
schen und mit seiner Identität?

Stellen Sie auch ethische und rechtli-
che Fragen?

Die Folgen der Reproduktionstechnik 
- etwa für Familienkonstellationen, 
Geschlechterverhältnisse oder Identi-
tätskonstruktionen - werfen jede Men-
ge moralische sowie Rechtsfragen auf. 
Nach deutschem Recht haben Kinder 
maximal zwei Elternteile. Das Eltern-
paar muss nun aber nicht mehr un-
bedingt aus (einem) Vater und (einer) 
Mutter bestehen, es können auch zwei 
Mütter oder zwei Väter sein. Von wem 
stammen jedoch Kinder ab, wenn sie 
durch technisch assistierte Fortpflan-
zung entstanden sind? Samenbanken 
mit anonymen Spendern oder Leih-
mütter im Ausland führen beispiels-
weise dazu, dass es auch in Deutsch-
land immer mehr Menschen ohne 
eindeutige, biologisch rückverfolgbare 
Identität gibt. Mit Reproduktionstech-
nologien und deren zunehmendem 
Einsatz wurde meines Erachtens eine 
rote Linie überschritten, die das Poten-
zial hat, die Grundfesten unserer ge-
samten Gesellschafts- und Geschlech-
terordnung nachhaltig zu erschüttern. 
Menschheitsgeschichte und gesell-
schaftliche Entwicklung gehen nicht 
nur in Richtung Industrie 4.0, sondern 
auch in Richtung Menschheit 2.0. Das 
Ganze lässt sich noch weiterdenken. 
In Deutschland ist die Leihmutter-
schaft im Gegensatz zur Samenspende 
(noch?) rechtlich verboten, in anderen 
Ländern bereits erlaubt. Das heißt: Sie 
können heute schon Körperteile und 
-funktionen auf dem Fertilitätsmarkt 
anbieten, diese vermieten und auch 
verkaufen. Und es ist nur noch ein 
weiterer Schritt, künstliche Gebärmut-
tern, etwa mit einem 3D-Drucker, zu 
bauen. Die Soziologie ist zwar keine 
normative Wissenschaft, aber als So-
ziologin kann ich auf bestimmte Dinge 
hinweisen und zu Fragen anregen, die 
früher undenkbar gewesen wären. Die 
Soziologie erkennt und durchschaut 
vermeintliche Selbstverständlichkei-
ten, die für Alltagsmenschen in ihrer 
menschengemachten Konstruiertheit 
und der daraus folgenden prinzipi-

ellen Veränderbarkeit so nicht wahr-
nehmbar sind. 

Was halten Sie von den Soziologie-
Studierenden in Bonn? Haben Sie 
etwas, das Sie uns mit auf den Weg 
geben können?

Was mir in Bonn gut gefällt, ist der - 
davon gehe ich aus - über dem Bun-
desdurchschnitt liegende Vorzug, mit 
sehr, sehr klugen und vielfach hoch-
reflektierten Studentinnen und Stu-
denten gemeinsam lernen, diskutieren 
und arbeiten zu können. Man kennt 
das ja von den alten Griechen, dass 
immer die jeweils nächste Generation 
den Weltuntergang einläutet. Überall 
vernimmt man, dass „die heutige Ju-
gend“ schlecht oder die jetzige Studie-
rendengeneration uninteressiert und 
unmotiviert sei. Davon halte - und be-
merke - ich so gut wie nichts. 

Persönlich habe ich mich für das Studi-
um der Soziologie entschieden, weil es 
ein Fach ohne festes Berufsbild war. Ich 
hatte mit 18 Jahren Abitur und wollte 
vor allem eins: kein vorprogrammier-
tes Leben. Die Soziologie war deshalb 
für mich genau das Richtige. Ich konn-
te mir alles offenhalten, mutig ins kalte 
Wasser springen und das machen, was 
mich - und hoffentlich viele Menschen 
um mich herum - am meisten interes-
siert. Die wichtigste Befähigung und 
Eintrittsvoraussetzung für den Hoch-
schullehrerInnenberuf sind für mich 
Begeisterung für das eigene Fach und 
Begeisterungsfähigkeit. Dazu muss 
man selbst nicht einmal so wahnsinnig 
viel wissen, aber eine gewisse Leiden-
schaft verspüren und diese auch ver-
sprühen. Wenn mir das gelingt und 
Studierende, manchmal nach Jahren, 
sagen: ‚Frau Lucke, wenn Sie damals 
nicht gewesen wären, dann hätte ich 
das Studium abgebrochen‘, dann ist 
das für mich größtes Lob und höchster 
Lohn zugleich.

Dozenteninneninterview

„Es war mir schon immer ein Anlie-
gen, Grenzen zwischen den Natur- und 
Geisteswissenschaften zu überwinden, 
so wie diejenigen zwischen Soziologie 

und Technik."
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17. Juni 2016 – die Wahlurnen sind 
geschlossen und im großen Übungs-
raum des Instituts für Politische Wis-
senschaft und Soziologie werden die 
Stimmen für die neuen VertreterInnen 
der Fachschaft Politik und Soziologie 
ausgezählt. Nach der Auszählung 
wird feststehen, wer die Interessen 
der Studierenden vertreten wird.

Die FachschaftsvertreterInnen sind 
das Sprachrohr der Studierenden ge-
genüber dem Institut, dem AStA und 
der Universität. Mit der Fachschafts-
wahl wird entschieden, an wen die 
Studierenden sich bei Beschwerden 
und Fragen wenden können und wer 
für die Austragung verschiedener 
Veranstaltungen zuständig sein wird. 
Die neuen VertreterInnen werden 
außerdem die Einführungsveranstal-
tungen abhalten, ohne die die meisten 
Erstis wohl aufgeschmissen wären.

Abgesehen von diesem instrumen-
tellen Nutzen oder Schaden, den der 
Ausgang der Wahl für die Studieren-
den hat, stellt sich aber doch insbe-
sondere für Studierende des Studi-

enfaches Politik die Frage, inwiefern 
die Beteiligung an einer Wahl „[…] 
nicht nur Mittel zum Zweck, sondern 
auch Ziel und Wert an sich“ (Rainer-
Olaf Schultze) ist. Die drei Damen, die 
die Stimmen auszählen, können an 
diesem Tag wohl früher Feierabend 
machen, wie es scheint. Die Auszäh-
lung beginnt um 12:00 Uhr und endet 
bereits um 13.30 Uhr. 

Das liegt daran, dass 149 Stimmen 
recht schnell ausgezählt sind; die An-
zahl der abgegebenen Stimmen der 

FSV-Wahl 2016. Damit liegt die Wahl-
beteiligung bei knapp unter 18% (848 
Wahlberechtigte). Außerdem wurde 
nur ein Wahlvorschlag eingereicht, 
wodurch es zu einer Mehrheitswahl 
kommt. Alle gelisteten Kandidaten 
und Kandidatinnen werden die neuen 
VertreterInnen der Fachschaft sein. 

Wie die geringe Wahlbeteiligung bei 
anderen Wahlen und auf anderen 
Ebenen, wirft auch dieses Ergeb-
nis Fragen auf: Wird die Fachschaft 
überhaupt adäquat repräsentiert? 
Wie sieht es mit der Legitimation ih-
rer VertreterInnen aus? Was ist der 
Grund für die Nichtwahl? Kein In-
teresse? Fehlende Kenntnis über das 
Stattfinden der Wahl? Oder gar Zu-
friedenheit? 

Dieser Artikel kann leider keine Ant-
worten auf diese Fragen geben, soll  
jedoch als Denkanstoß und Bitte um 
die Wahlbeteiligung aller Studieren-
de dienen.

Titelthema

Wer hat gewählt? 
Erschütternd niedrige Wahlbeteiligung unter Politikstudierenden

von Luca Rausch

DU BIST DIE FAcHScHAFT. 

Du hast eine Frage, aber weißt nicht, 
an wen Du Dich wenden kannst? 
Du hast Startschwierigkeiten oder 
ein anderes Problem? Dann wende 
Dich an uns! Wir helfen Dir weiter 
oder wissen zumindest, von wem Du 
die nötigen Antworten bekommen 
kannst. Komm in unsere Sprechstun-
de, ruf an oder schreib eine  E-Mail. 
Oder möchtest Du vielleicht selbst aktiv 
werden, mit interessanten Menschen 
etwas bewegen, anderen helfen oder 
Artikel verfassen? Du möchtest einen 

Vortrag organisieren, eine Podiumsdis-
kussion? Oder eine Filmvorführung mit  
anschließender Diskussion? Einen 
Themenabend, eine Vortragsreihe? Du 
planst eine Exkursion? Du weißt, was 
Dich stört und Du willst Dinge verän-
dern? Bring Dich ein und probiere Dich 
aus! Du wirst überrascht sein, was alles 
möglich ist! Komm in unsere Sitzung 
und bring Deine Ideen ein. Jeden Mitt-
woch im Semester um 20 Uhr c.t. im 
großen Übungsraum des Instituts oder 
schreib uns eine E-Mail:

sprechstunde@fs-sozpol.de
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von Magnus Bolten 

Zur Förderung begabter Arbeiter*Innen 
und zu Ehren des ersten demokra-
tisch gewählten Reichspräsidenten 
Friedrich Ebert wurde die Friedrich-
Ebert-Stiftung 1925 als erste deut-
sche parteinahe Stiftung gegründet.
Im Laufe der Jahrzehnte entstan-
den weitere zahlreiche Stiftungen, 
die von der Bundesrepublik finan-
ziell unterstützt werden. Politische 
Stiftungen eröffnen einen weiteren 
Kanal gesellschaftspolitischen Enga-
gements. Während die politischen 
Parteien allzu oft gefangen scheinen 
zwischen Wahlkampf, politischem 
Profil und Rechtfertigungsnot gegen-
über der Bevölkerung, verkörpern 
die politischen Stiftungen in Deutsch-
land die „Stimme aus dem Off“.
Den Grundwerten der jeweiligen Par-
tei verschrieben, sind sie weniger dem 
parteipolitischen Programm hörig als 
grundsätzlich der Förderung der demo-
kratischen Grundordnung der Bundes-
republik. Außerdem widmen sie sich 
der Bildungsarbeit, internationaler und 
entwicklungspolitischer Zusammenar-
beit und weiteren Themenfeldern mehr.

Aber was passiert jetzt? 2015 wurde 
eine der Alternative für Deutschland 
(AfD) nahe politische Stiftung gegrün-
det, die mit dem wohl unvermeidlichen 
Einzug dieser Partei in den Bundestag 
ihren Anteil an finanzieller staatlicher 
Unterstützung einfordern wird. Die 
Desiderius Erasmus von Rotterdam-
Stiftung werde als externer ThinkTank 
zur Förderung AfD-naher politischer 
Ideen gedacht und sei nach dem Eu-
ropasympathisanten Desiderius von 
Erasmus benannt, weil „der sicher-
lich auch gegen eine unvernünftige 
Einheitswährung wie den Euro gewe-
sen wäre“, so AfD-Sprecher Chris-
tian Lüth im Gespräch mit der Zeit-

schrift DER SPIEGEL im März 2015.
Sollte es wirklich so kommen und die 
AfD-Stiftung in diesem Jahr ihre ers-
ten staatlichen Finanzmittel erhalten, 
muss man fürchten, dass die Bundes-
regierung nationalistische Ideen und 
die entsprechende „Bildungsarbeit“ 
fördert. Doch lautet das deklarierte 
Ziel der Stiftung unter anderem  led-
glich, „staatsbürgerliche Bildung [zu] 
fördern und die Ausbildung begab-
ter junger Menschen [zu] unterstüt-
zen“, so Konrad Adam, Vorstands-
vorsitzender der Erasmus-Stiftung.

Auch wenn die Alternative für 
Deutschland eine im politischen Spek-
trum rechtlich anerkannte Partei dar-
stellt, ist spätestens nach dem Rücktritt 
Bernd Luckes deutlich geworden, dass 
man stets ein Auge auf sie haben soll-
te. Es stellt sich die Frage, wie sich eine 
Erasmus-Stiftung, dem Leitbild der 
AfD verschrieben, auswirken wird. 
Ganz zu schweigen von den Missver-
ständnissen, die der Name der Deside-
rius Erasmus von Rotterdam-Stiftung 
mit sich bringt, wenn in Europa der 
Name Erasmus für das Erasmus+-
Programm der Europäischen Uni-
on steht, das durch den Austausch 

europäischer Studierender Völker-
verständigung, interkulturelle Kom-
petenzen und Weltoffenheit fördert.
Vielleicht gibt es aber auch keine Miss-
verständnisse. Vielleicht verkörpert 
die AfD mit ihrer vor Gründung schon 
bankrotten Stiftung auch den europäi-
schen Gedanken und kann sich nichts 
Besseres vorstellen, als mit den anderen 
(parteinahen) Stiftungen, Begabtenför-
derwerken und dem Erasmus+-Pro-
gramm zusammenzuarbeiten. Das ist 
es! Wieso erkennt es denn keiner? Die 
Stiftung entspricht den Grundwerten 
der Partei: Pro Europa, bloß Anti Euro. 
Pro Nationalstaat, nur nicht demokra-
tisch und dafür umso mehr nationalis-
tisch. Für den kleinen Mann, aber bitte 
den aus dem völkischen Elternhaus, 
das die deutsche Überlegenheit vererbt.
So ist doch alles gut. Mit der Erasmus-
Stiftung wird das Spektrum erwei-
tert, in dem Studierende und Promo-
vierende gefördert werden können. 
Statt konkreter Förderung sozial be-
nachteiligter Studierender werden dem 
völkischen Gedankengut, dem Rassis-
mus und dem eingestaubten Rollen-
verständnis endlich, endlich wieder zu 
neuem Glanz und längst überfälligem 
Ansehen verholfen. 

Zum 100-jährigen Jubiläum der Stif-
tung im Jahre 2115 mag ein würdi-
gender Kommentar in der stiftungs-
internen Zeitschrift RÜCKWÄRTS 
dementsprechend etwa so beginnen: 
„Zur Förderung rechtsblau-reiner 
Schlechtmenschen und im Wider-
spruch zur humanistisch-europäischen 
Grundhaltung unseres Namensgebers 
Desiderius Erasmus von Rotterdam, 
gründete der, allzu oft zerstrittene, 
AfD-Parteivorstand die Desiderius 
Erasmus von Rotterdam-Stiftung 2015 
als erste wirklich deutsche Stiftung.“ 

Titelthema

Eine neue parteinahe Stiftung. 
Partizipationschance oder Demokratierisiko? 
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Titelthema

Das Engagement ist tot?
       Ein Kommentar zur letzten Vollversammlung des Institutes

von christiane Suchanek

Es schlug Viertel nach Sechs am Abend 
des 12. Juli, als die Vollversammlung 
des Institutes für Politische Wissenschaft 
und Soziologie eröffnet wurde. Eingela-
den waren alle Studierenden, Mitarbeiter 
und Professoren des Institutes für Poli-
tische Wissenschaft und Soziologie, um 
gemeinsam über die Reakkreditierung 
der Bachelor- und Masterstudiengänge 
zu diskutieren. Hierbei ging es um ganz 
praktische Fragen der Studierbarkeit der 
Studiengänge, also Fragen von höchster 
Wichtigkeit für die Zukunft des Instituts 
und der Lehre. 

Schon im Vorfeld der Versammlung öff-
nete die Fachschaft eine Plattform, auf der 
Ideen, Anregungen, Kritik und Vorschläge 
zur derzeitigen Situation am Institut und 
für die zukünftigen Studiengänge gesam-
melt wurden. Zwar richtete sich dieses 
Angebot insbesondere an die Studieren-
den, doch auch Mitarbeiter und Dozenten 
durften hier online, aber anonym, ihre 
Meinung kundtun. Ohne viel Aufwand 
konnte so jeder an der Versammlung teil-
haben. Selbst bei möglichen Sommerstür-
men bestand damit die Chance alles, was 
man an Lob und Kritik auf dem Herzen 
hatte zu äußern. Doch das Ergebnis der 
Onlinesammlung war mehr als ernüch-
ternd. Während über die sozialen Kanäle 
der Fachschaft (wie Facebook) mehrere 
hundert Leute über das Angebot infor-
miert werden konnten, gingen noch nicht 
einmal 10 Nachrichten auf der Plattform 
zur Vollversammlung ein. Auch bei der 
Vollversammlung am besagten Juliabend 
kann man nicht von einer Massenveran-
staltung sprechen. Obgleich die Themen 
für alle Menschen am Institut, ganz gleich 
ob Studierende/r oder Dozent, von Bedeu-
tung sind, war der Hörsaal I recht karg 
besetzt. Dabei waren die Themen der Ver-
sammlung so alltäglich, dass jeder mitdis-
kutieren konnte: Von den Prüfungsmoda-
litäten,  über die Struktur der Module, der 
Anmeldung von Seminaren oder Prüfun-
gen über Basis oder Kurse an anderen Ins-

tituten der Uni. Doch waren nicht nur we-
nige Studierende anwesend, es war auch 
nur ein Bruchteil der Mitarbeiter des Ins-
titutes dabei. Den Anwesenden sei an die-
ser Stelle ein großes Lob ausgesprochen: 
Es entwickelte sich eine sehr gehaltvolle 
Diskussion, bei der Professoren, Mitarbei-
ter, Studierende und Fachschaftsvertreter 
ihre Ideen für die Umstrukturierung der 
Studiengänge austauschten. Insofern hat 
sich die "Vollversammlung” schon “ge-
lohnt” und sollte auch zukünftig wieder 
veranstaltet werden.  

Doch was war an diesem Abend gesche-
hen? Existiert etwa eine mangelnde Parti-
zipationsbereitschaft am Institut? Warum 
so wenige Studierende an diesem Abend 
teilnahmen, gab es im Nachhinein viele 
Erklärungen. So hatten einige keine  Zeit; 
sie mussten arbeiten gehen oder etwas 
für ihr Studium tun. Andere hatten den 
Eindruck, dass ihre Stimme nichts an ih-
rer momentanen Situation ändern könnte. 
Wiederum andere antworteten resigniert, 
dass sie keine großen Veränderungen 
seitens des Institutes erwarteten. Hierbei 
bleibt eine entscheidende Frage für uns 
Studierende tatsächlich noch offen: Wur-
den unsere Vorschläge in die Umstruk-
turierung der Studiengänge vom Institut 
aufgenommen? Dies lässt sich bisher nur 
schwer abschätzen und es bleibt abzuwar-
ten, wie wohl die Studiengänge in Zukunft 

aufgebaut sein werden. Die Bereitschaft 
am Institut etwas zu ändern, zeigte sich je-
doch gerade in der Veranstaltung der Voll-
versammlung. Dass die Mühlen der Uni-
versitätsbürokratie nur langsam mahlen 
und sich Veränderungen oft erst zeigen, 
wenn man sein eigenes Studium schon 
beendet hat, ist sicherlich nicht falsch, aber 
die Stimmen der Studierenden und Mitar-
beiter sind der Wind in den Flügeln dieser 
Mühlen. Ohne sie können Probleme oder 
Chancen nicht erkannt und Veränderun-
gen nicht angeregt werden. Die Fachschaft 
fungiert hier zwar als Sprachrohr für die 
Sorgen und Wünsche der Studierenden, 
aber auch sie gründet sich auf der freiwil-
ligen Partizipationsbereitschaft der Studie-
renden. Besonders hier erkennt man gut: 
Die Partizipationsbereitschaft der Bonner 
Studierenden ist nicht tot! Die Studieren-
den wollen sich engagieren und selbst et-
was an ihrer Studiensituation ändern. Die 
Ergebnisse dieses Partizipationswillens 
erfahren wir Semester für Semester durch 
selbstorganisierte Ringseminare, Erstse-
mestereinführungen, Grillabendende so-
wie Mentorats- und andere Beratungsan-
gebote.  

Daher sollte es häufiger einen offenen Di-
alog wie in Form einer Vollversammlung 
zwischen Lehrenden und Studierenden 
geben. Möglich wäre etwa eine Institutio-
nalisierung einer regelmäßigen Versamm-
lung in jedem Semester. Wichtig ist, von 
beiden Seiten - den Studierenden und den 
Lehrenden - zu signalisieren, dass eine 
Zusammenarbeit gewollt und geschätzt 
wird. Und dies nicht nur in Form kleiner, 
privater Diskussionsrunden zwischen 
Fachschaftsmitgliedern und Dozenten, 
sondern als offenes Forum zu dem alle 
Institutsan- und -zugehörigen eingeladen 
werden. Das Potenzial für lebendige Parti-
zipation an unserem Institut existiert, jetzt 
muss diesem nur noch eine organisierte 
Ausdrucksmöglichkeit gegeben werden. 
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von Jennifer Bickhofe

Die neue Friedensbewegung in Deutsch-
land und teilen Westeuropas sowie Nord-
amerikas, formierte sich im Dezember 
1979 als Antwort auf die negative Entwick-
lung der Beziehung zwischen NATO und 
der Sowjetunion. Die bis dahin struktur- 
und organisationslose Friedensbewegung 
umfasste Gruppierungen verschiedenster 
politischer und gesellschaftlicher Einflüs-
se und war eng verwoben mit Umwelt- 
und Fraueninitiativen. Ihren vorläufigen 
Höhepunkt erreichte die Friedensbewe-
gung in der ersten Hälfte der 1980er Jahre, 
als sich im Bonner Hofgarten zwischen 
250.000 und 350.000 Menschen trafen, um 
friedlich gegen eine offene Eskalation der 
Ost- und Westblöcke und die Stationie-
rung von Atomwaffen in Deutschland zu 
demonstrieren. 1983 kamen im gesamten 
Bundesgebiet rund 3 Millionen Menschen 
zusammen, um sich gegen die Entschei-
dung einer Raketenstationierung auszu-
sprechen. Die Tatsache, dass Deutschland 
bei einem atomaren Konflikt zwischen 
Amerika und Russland zuerst und am 
stärksten betroffen wäre, erscheint als 
wichtigster Faktor im damaligen Protest 
gegen die Aufrüstung und prägte die Frie-
densbewegung entscheidend und nach-
haltig.

Ihren zweiten Frühling erlebte die neue 
Friedensbewegung nach einer Periode 
eher stiller friedenspolitischer Aktivitäten.  
Im Jahr 2003 agierte eine globale Friedens-
bewegung von historischem Ausmaß. 
Weltweit engagierten sich Aktivisten ge-
gen den von den USA und Verbündeten 
geplanten Irakkrieg. Weltweit demons-
trierten  am 15. Februar 2003 über zehn 
Millionen Menschen, allein 500.000 Men-
schen in Berlin.

Die Friedensbewegung existiert bisweilen, 
auch wenn sich seit 2003 nie wieder solche 
Menschenmassen mobilisieren ließen und 
man eher im Kleinen arbeitet. Der Aktivis-
mus und Zuwachs der Friedensbewegung 
ist seit den Friedensaktionen 2003 stark 
zurückgegangen und stößt in der breiten 

Öffentlichkeit ebenfalls auf mäßiges In-
teresse. So sieht Philipp Ingenleuf, vom 
Dachverband Netzwerk Friedenskoope-
rative, das mangelnde Interesse an frie-
denspolitischen Themen als Ergebnis 
mangelnder Betroffenheit: „Ich denke, der 
Hauptgrund für eher mangelnden frie-
denspolitischen Aktivismus in Deutsch-
land liegt darin, dass die heutige Gesell-
schaft in Deutschland nicht mehr direkt 

von friedenspolitischen Themen tangiert 
ist. Die Menschen sehen zwar Konflikte in 
anderen Ländern, aber haben selbst keine 
Angst vor Krieg oder gewaltsamen Eska-
lationen. Die Menschen fühlen sich nicht 
persönlich betroffen.“

Die tägliche Konfrontation mit Krieg und 
Terror via Fernsehen, Internet und Social 
Media stehe dem nicht im Wege, meint 
Sebastian Grieser, Vorstandsmitglied im 
Bund für Soziale Verteidigung, vielmehr 
sei eine gewisse Ambivalenz zu spüren. 
„Auf der einen Seite wissen wir, dass es 
Kriege gibt und wissen mehr denn je da-
rüber. Trotzdem können wir uns nicht 
vorstellen, dass derartige Konflikte auch 
in Deutschland ausbrechen könnten. Viel-
leicht ist es auch eine Form der Abwehr-
haltung, sich nicht tiefgreifend mit diesen 
Themen auseinander setzen zu wollen 
und sich mit anderen, den persönlichen 
Lebensraum betreffenden Themen zu 
beschäftigen.“ Grieser sieht zudem die 

Differenziertheit junger Menschen, die 
Komplexität politischer und gesellschaftli-
cher Verflechtungen zu erkennen, als wei-
teren wichtigen Faktor für das mangelnde 
Interesse an der Friedensbewegung. „Die 
Tatsache, dass die Menschen immer mehr 
Informationen haben und auf Wissen zu-
greifen können, besser ausgebildet sind, 
akademische Abschlüsse haben, lässt sie 
differenzierter denken. Diese Menschen 
haben gelernt, dass die globale Welt kom-
plex ist und nicht in ein Freund-Feind-
Schema zu pressen ist und wie selbstrefle-
xiv man sein sollte.“

Die Friedensbewegung erscheine dagegen 
häufig veraltet und festgefahren. „Viele 
Dinge in der Friedensbewegung wirken 
auf junge Leute eher abschreckend“, sagt 
Marvin Mendyka, Mitarbeiter beim Netz-
werk Friedenskooperative. „Ich denke da 
zum Beispiel an die Friedenstaube oder, 
dass seit Jahrzehnten regelmäßig „We 
shall overcome“ auf Friedensdemos ange-
stimmt wird. Das ist wirklich nicht mehr 
zeitgemäß.“

Stärker noch als auf weltpolitische The-
men bezogen, lässt sich Partizipation häu-
figer auf der Individualebene beobachten. 
Dabei geht es dann häufig um Themen 
der eigenen Wahrnehmung und der eige-
nen Lebensrealität. In diesem Kontext las-
sen sich private, individuelle Themen zu 
politischen formen, sodass sich, Grieser´s 
Meinung nach, junge Menschen vielleicht 
fragen, wo sie mit ihrem privaten Han-
deln politisch sein können und in welcher 
Gesellschaft sie leben möchten, damit 
der private Lebensraum so individuell 
gestaltet werden kann. Ingenleuf betont 
ebenfalls, dass immer wieder Wellen zivil-
gesellschaftlichen und bürgerschaftlichen 
Engagements zu beobachten seien.  So sei 
dies auch bei den Flüchtlingsbewegungen 
nach Deutschland zu beobachten gewe-
sen. „Die Flüchtlingskrise 2015 zeigte zi-
vilgesellschaftliches bzw. bürgerschaftli-
ches Engagement von einer anderen Seite. 
Viele Menschen fühlten sich angesichts 

Titelthema

Neue Friedensbewegung,
alte Probleme
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1. Rhabarber gilt in Europa als Gemüse, 
    in Amerika als Obst. 

2. Putin kann Klavier spielen. 
    Manchmal singt er auch. 

3. Laut Artikel 21 Absatz 1 Satz 2 der 
    hessischen Verfassung ist die Todes-
    strafe dort noch immer erlaubt.

4. Die Berliner Feuerwehr ist 2013 in 
    48.514 Fällen umsonst ausgerückt. 

5. Die Gesamtnutzfläche der Universität 
    Bonn ist größer als der Vatikanstaat.

6. Väterlicherseits waren die Großeltern 
     von Donald Trump Deutsche: 
     das Ehepaar Drumpf aus der Pfalz.

7. Die Piratenpolitikern Marina 
    Weisband nimmt unter dem 
    Pseudonym 'Afelia' bei Live-Rollen
    spielen im Wald teil.

8. Zum G8-Gifel in Heiligendamm 2007 
    brachte die Delegation von Präsident 
    George W. Bush M&Ms mit dem 
    Logo des Weißen Hauses mit.

9. Die größte Spermabank bezahlt 30 
      Euro pro Spende. 80% der Spender 
      sind Studenten.

10. Die Mafia ist das größte Wirtschafts       
      -unternehmen Italiens. Sie macht  
      doppelt so viel Umsatz wie Fiat.

11. (Ex-)Bundespräsident Joachim 
      Gauck hat 4 Kinder, 12 Enkel 
      und 4 Urenkel.

12. Willy Brandt hatte einen Papagei 
       namens Rocco.

13. Die Kieler WG von Peer Steinbrück 
      wurde 1972 von der Polizei ge-

      stürmt, weil eine RAF-Terroristin in 
      der Wohnung vermutet wurde.

14. Korad Adenauer antwortet auf die 
      Gerüchte, sein Außenminister 
      Heinrich von Brentano wäre homo
      sexuell: „Was wollen Sie denn, meine 
      Damen und Herren, bei mir hat er es 
      noch nicht versucht.“

15. Kraken haben einen Lieblingsarm.

16. In den USA leben mehr Tiger in
      Privathaushalten als weltweit in 
      freier Wildbahn.

17. Ein männliches Känguru heißt im 
      Englischen 'boomer', das Weibchen 
      ist ein 'flyer' und die Babys heißen 
      'joeys'.

18. Verliebte Pinguin-Männchen geben 
       Weibchen einen Kieselstein, wenn 
       sie auf sie stehen.

Titelthema

von Jennifer Bickhofe

der Notlage der Flüchtlinge angesprochen 
und wollten direkt helfen. Zu dieser Zeit 
rückten Fluchtursachen und friedenspoli-
tische Themen wieder stärker in den Fo-
kus und hat viele Menschen bewegt, sich 
stärker zu informieren und einzusetzen.“
Sowohl Philipp Ingenleuf als auch Se-
bastian Grieser glauben, dass junge Men-
schen an der Gestaltung des gesellschaft-
lichen und politischen Lebens teilhaben 
möchten. Ingenleuf nimmt jedoch häufig 
eine gewisse Politikverdrossenheit wahr, 
welche als eine mögliche Erklärung für 
mangelnde Partizipation und Aktivismus 
herangezogen werden kann. „Viele Men-
schen scheinen eine gewisse Politikver-
drossenheit zu spüren. Dies hat sich sicher 
in den letzten Jahrzehnten etabliert. Viele 

Menschen scheinen nicht das Gefühl zu 
haben, Einfluss auf Politik und Akteure 
nehmen zu können, von Wahlen abgese-
hen. Einen Grund sehe ich in dem stetig 
zunehmenden Lobbyismus der Indust-
rie und Wirtschaft. Viele fühlen sich von 
diesem übergangen und nicht ernst ge-
nommen. Die Wirtschaft scheint die eige-
nen Interessen über die der Menschen zu 
stellen und Bürger*innen haben scheinbar 
kein Mitspracherecht.“ Die eigene Hand-
lungsfähigkeit hängt demnach nicht aus-
schließlich von persönlichem Interesse ab, 
sondern vielmehr noch von dem Empfin-
den, tatsächlich etwas erreichen und ver-
ändern zu können. „Wenn Menschen spü-
ren, dass sie Einfluss nehmen können und 
ein Umdenken stattfindet, werden sich 

die Menschen auch wieder stärker beteili-
gen und partizipieren“, betont Ingenleuf. 
Auch Mendyka scheint überzeugt, dass 
(jungen) Menschen Friedensarbeit und 
Partizipation wichtig sind: „Generell bin 
ich nicht der Meinung, dass junge Leute 
nicht auch für friedenspolitische Themen 
zu begeistern sind. An vielen Hochschu-
len gibt es Studierende, die sich gegen 
Rüstungsforschung und für Zivilklauseln 
einsetzen. Auch an der Uni Bonn hat der 
Protest gegen die „Kissinger-Professur“ 
vor einigen Jahren hohe Wellen geschla-
gen. Außerdem gibt es viele gute Aktio-
nen und Kampagnen, die sich gegen die 
gezielten Werbemaßnahmen der Bundes-
wehr gegenüber Minderjährigen richten.“

Unnützes Wissen 
von Nora Benz
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Demokratie in Myanmar

Die Lady und das Volk

von Marius Dute

„Wir lieben sie einfach“, sagt Kotoo und 
nippt an seinem gesüßten Tee, „sie ist eine 
von uns.“ Der 25-jährige Student sitzt auf 
einem alten Plastikstuhl in einem kleinen 
Café am Rande von Yangon, der größten 
Stadt Myanmars. Seit gut einer Stunde 
erzählt Kotoo voller Bewunderung von 
Aung San Suu Kyi, der neuen starken Frau 
an der Spitze des südostasiatischen Staates. 
Wie viele Unterstützer der populären Re-
gierungschefin nennt er sie liebevoll „die 
Lady“. Mehr als ein Jahr ist es her, dass 
die ehemalige Oppositionsführerin mit ih-
rer „Nationalliga für Demokratie“ bei den 
Parlamentswahlen in Myanmar (ehemals 

Burma) die absolute Mehrheit errang. Ihr 
historischer Triumph sendete nach mehr 
als fünf Jahrzehnten Militärdiktatur ein 
klares Zeichen des Aufbruchs; nicht ohne 
Grund wird der friedliche Machtwechsel 
oft mit der deutschen Revolution von 1989 
verglichen. Wird der lange Weg der De-
mokratie in Myanmar ein ähnliches Ende 
finden?

Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts stand 
Burma vollständig unter der Herrschaft 
des Vereinigten Königreichs. Die briti-
schen Besatzer beendeten die Jahrhunder-
te alte Tradition der burmesischen Könige 

und regierten das Land mit eiserner Hand, 
jede Art von Widerstand wurde von der 
Kolonialverwaltung brutal niedergeschla-
gen. Als im Zweiten Weltkrieg japanische 
Truppen das Land besetzten, formierte sich 
erstmals eine organisierte Widerstandsbe-
wegung, die gegen das von den Japanern 
eingesetzte Kollaborationsregime kämpfte 
und die Unabhängigkeit Burmas forderte. 
Anführer dieser Gruppe war Aung San, 
gefeierter Nationalheld und Vater von 
Aung San Suu Kyi, eben jener Frau, auf 
der jetzt alle Hoffnungen liegen. Nach 
Kriegsende gelangte das Land vorüber-
gehend wieder unter britische Herrschaft, 
die Kolonialverwaltung konnte die popu-
läre Unabhängigkeitsbewegung jedoch 
nicht mehr ignorieren und entließ Burma 
schließlich am 4. Januar 1948 in die Unab-
hängigkeit. Aung San war bereits ein Jahr 
zuvor bei einem Attentat getötet worden.
In den folgenden Jahren stabilisierte sich 
die neugegründete Burmesische Union 
kurzfristig, der demokratische Frieden 
währte jedoch nicht lang. Im Frühjahr 
1962 verübte General Ne Win, ein ehema-
liger Offizier des japanischen Marionetten-
staats, einen Staatsstreich und übernahm 
zusammen mit anderen hochrangigen 
Militärs die Führung der Regierung. Ne 
Win festigte seine Macht durch die Aus-
schaltung seiner politischen Gegner und 
schottete das Land zugunsten eines bur-
mesischen Sozialismus nahezu komplett 
vom Ausland ab. In der Folge brach die 
Wirtschaft zusammen, die Inflation stieg 
rasant an und Nahrungsmittel wurden 
knapp. Auf den wachsenden Widerstand 
der Bevölkerung reagierte das Militärre-
gime mit Gewalt und Unterdrückung.

Zu besonders heftigen Ausschreitungen 
kam es im Jahr 1988. Nachdem die Re-
gierung eine radikale Währungsreform 
verabschiedet hatte, die das Vermögen 
vieler Burmesen schlagartig entwertete, 
protestierten im Sommer des Jahres Hun-
derttausende friedlich auf den Straßen 
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Yangons gegen die Militärregierung. In 
ihrer ersten Rede vor dem symbolträch-
tigen Shwedagon-Tempel bekräftigte 
Aung San Suu Kyi die Forderungen des 
Volkes nach Freiheit und Demokratie 
und stieg zur nationalen Ikone auf. Der 
öffentliche Druck zwang Regierungschef 
Ne Win zum Rücktritt, doch nur wenige 
Wochen später stürzte einer seiner Ver-
trauten die zivile Übergangsregierung 
und rief das Kriegsrecht aus. Noch am 
selben Tag wurde die Demokratiebewe-
gung zerschlagen, das Militär tötete 3000 
Demonstranten und ließ tausend weitere 
festnehmen. 

Ungeachtet dessen gründete Aung San 
Suu Kyi im September 1988 die „Natio-
nalliga für Demokratie“, mit der sie als 
klare Siegerin aus den Parlamentswah-
len 1990 hervorging. Das Militärregime, 
das den gesellschaftlichen Rückhalt der 
populären Oppositionsführerin massiv 
unterschätzt hatte, weigerte sich, das 
Wahlergebnis anzuerkennen. Erstmals 
blickte die Weltöffentlichkeit auf das 
isolierte Burma, das mittlerweile von 
der Militärregierung in Myanmar umbe-
nannt worden war, und verhängte weit-
reichende Sanktionen. Die zu 15 Jahren 
Hausarrest verurteilte Aung San Suu Kyi 
wurde in Abwesenheit für ihren gewalt-
losen Kampf für Demokratie und Men-
schenrechte mit dem Friedensnobelpreis 
ausgezeichnet.

Der Druck auf das Militärregime nahm 
in den folgenden Jahren zu. Um einem 
Bürgerkrieg zu entgehen, machte die Re-
gierung mehr und mehr Zugeständnis-
se, offener Protest wurde aber weiterhin 
gewaltsam unterdrückt. Nachdem das 
Militär 2007 dutzende demonstrierende 
Mönche niedergeschossen hatte, entließ 
die Regierung Aung San Suu Kyi aus 
dem Hausarrest, um die Öffentlichkeit zu 
beschwichtigen. Suu Kyis Einfluss wurde 
jedoch weiterhin durch diverse juristische 

Winkelzüge des Militärs begrenzt, so 
konnte die populäre Oppositionsführerin 
mit ihrer Partei erst bei den Parlaments-
wahlen im Jahr 2015 antreten. In einem 
Erdrutschsieg gewann die „Nationalliga 
für Demokratie“ 57% der Stimmen und 
damit die absolute Mehrheit der Sitze im 
Parlament. In ihrer Siegesrede appellierte 
Aung San Suu Kyi an die Einheit des Vol-
kes und versicherte, den inneren Frieden 
des Landes wahren zu wollen. 

Die internationale Staatengemeinschaft 
reagiert positiv auf den Wandel in Myan-
mar, die Sanktionen wurden gelockert 
und umfassende Programme zur Ent-
wicklungshilfe bewilligt. Der demokra-
tische Fortschritt macht das Land at-
traktiv für ausländische Investoren und 
verspricht einen wirtschaftlichen Auf-
schwung. 

Erste Wolkenkratzer ragen stolz in den 
Himmel der Millionenstadt Yangon em-
por. Doch die junge Demokratie Myan-
mars sieht sich neben wirtschaftlichen 
Herausforderungen mit zahlreichen poli-
tischen und sozialen Problemen konfron-
tiert. In der nördlichen Shan-Provinz wei-
gern sich Rebellengruppen noch immer, 

den Staat anzuerkennen. Wiederholt 
kommt es zu Kämpfen zwischen den 
Aufständischen und Truppen der Regie-
rung. 

Aung San Suu Kyi steht unter massivem 
Druck. Auch, weil Kritiker ihr vorwer-
fen, sie würde nicht entschlossen genug 
gegen die Unterdrückung der muslimi-
schen Minderheit durch radikale Bud-
dhisten im Westen des Landes vorgehen. 
Zudem ist der Einfluss des Militärs nach 
wie vor groß, laut Verfassung steht den 
hochrangigen Offizieren noch immer ein 
Viertel der Sitze im Parlament zu. Ob sich 
„die Lady“ gegen diese Widerstände be-
haupten kann, wird sie in den folgenden 
Monaten unter Beweis stellen müssen.

Zurück in Yangon. Am Ende des Tages 
lädt Kotoo in das Haus seiner Familie 
ein. In der kleinen Wellblechhütte gibt es 
weder Strom noch fließend Wasser, vom 
wirtschaftlichen Aufschwung ist hier, 
eine Stunde vom Stadtzentrum entfernt, 
nur wenig zu spüren. Überschwänglich 
entschuldigt sich Kotoo für die Unan-
nehmlichkeiten. Er erklärt, dass das Haus 
seiner Familie durch den verheerenden 
Wirbelsturm Nargis im Jahr 2008 schwer 
beschädigt wurde. Um den Wiederauf-
bau zu finanzieren, unterbrach er damals 
seine Ausbildung und arbeitete als Reini-
gungskraft in den wohlhabenderen Vier-
teln der Stadt. 

Doch noch immer besteht das Dach des 
Hauses aus löchrigen Blechplatten und 
bietet nur wenig Schutz vor den tropi-
schen Stürmen der Regenzeit. Von der 
neuen Regierung erhält die Familie bis-
lang keine Unterstützung, Kotoo aber 
glaubt an Aung San Suu Kyi. Und daran, 
dass alles gut werden wird. 

Demokratie in Myanmar
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Am 20. Januar 2017 ist Donald J. Trump 
als 45. US-Präsident und als womög-
lich unbeliebtester Kandidat in der 
Geschichte Amerikas ins Weiße Haus 
eingezogen. Sein Wahlkampf zeich-
nete sich als besonders emotional, po-
litisch inkorrekt und kontrovers aus, 
indem er u.a. die Angst vor Terroris-
mus instrumentalisierte und Kritiker 
wie Kontrahenten verbal beleidigte 
und herabwürdigte. Zwar gewann er 
nicht die absolute Mehrheit der ame-
rikanischen Wählerstimmen (Popular 
Vote), allerdings erhielt er durch Siege 
in wichtigen Bundesstaaten genügend 
Wahlmänner und -frauen, um im Elec-
toral College letztlich die Wahl am 19. 
Dezember dank seiner höheren Zahl 
eigener Wahlleute (304 zu 227 für Hil-
lary Clinton) für sich zu entscheiden. 

„[…] A disaster for a democracy“, wie 
Trump selbst über Twitter noch 2012 das 
umstrittene Wahlsystem, welches ihm 
schließlich zum Sieg verhalf, polemisier-
te. Er ist offensichtlich ein Mann, der al-
lein auf seinen eigenen Vorteil bedacht ist.
Ein politisch unerfahrener und somit 
auch sehr unberechenbarer Präsident 
befindet damit zukünftig über das 
gewaltige Nuklearwaffenarsenal der 
Weltmacht USA, die nun ihre „nuklea-
ren Fähigkeiten erheblich verstärken“ 
müsse, so Trump Ende Dezember 2016, 
ebenfalls auf Twitter. Trumps Nutzung 
der sozialen Netzwerke und seine dorti-
gen Provokationen und Kampfansagen, 
die immer noch an Wahlkampfzeiten 
erinnern, lassen an seiner Qualifikation 
für den Präsidenten-Job zweifeln. Sollte 
eine in arm und reich, schwarz und weiß, 
Trump-Wähler und Trump-Gegner ge-
spaltene Nation nicht durch einen Präsi-
denten wiedervereint werden? Trumps 
Wahlsiegesrede lässt darauf nur hoffen.

Dr. Enrico Fels, wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Center for Global Studies 

(CGS) der Universität Bonn, sieht den 
„Fiscal Overstretch“ als eines der größ-
ten innenpolitischen und wirtschaft-
lichen Probleme der USA. Die immer 
größer werdende Staatsverschuldung 
(2016: 19,5 Billionen USD) und die da-
raus resultierenden notwendigen Spar-
maßnahmen kollidieren mit Trumps 
Versprechungen großzügiger Steuer-
senkungen. Desweiteren konfligieren 
notwendige fiskalische Einschränkun-
gen zur Besserung des US-Haushaltes 
mit Trumps gewünschter militärischer 
Aufrüstung. Die inneren Verteilungs-
konflikte seien, so Dr. Fels weiter, mit-
verantwortlich für Amerikas langsame 
Schwächung als führende Weltmacht 
- und somit für die Unzufriedenheit 
der US-Bürger, denen ein Trump trotz 
großer Versprechen wohl nur schwer-
lich eine Verbesserung bringen wird.

Die enttäuschten Bürger der USA, ge-
trieben von der Wut gegen das Estab-
lishment (und somit Hillary Clinton), 
verliehen der Wahl einen symboli-
schen Anti-Establishment-Charakter. 
Sie ersehnen sich mit Trump einen 
Kurswechsel der Politik herbei. Schon 
die Kabinetts-Aufstellung lässt an der 
Anti-Establishment-Strategie Trumps 
zweifeln: Viele alte, weiße, männliche 
Kandidaten - Banker, Anwälte, Generä-
le und Unternehmer bilden mit einem 
Vermögen von mehr als 14 Milliarden 
Dollar das reichste Präsidententeam 
der amerikanischen Geschichte. 

Der Bau der Mauer an der Grenze 
Mexikos entlang, eine weitere popu-

listische Idee Trumps zur Behebung 
des Problems der illegalen Einwan-
derer aus Mexiko und Südamerika, 
wird er aus geographischen, finanzi-
ellen und logistischen Gründen nur 
schwer durchführen können - beson-
ders deshalb, weil er die Mexikaner 
zur Zahlung der Mauer erst noch 
überreden oder den US-Steuerzahler 
direkt zur Kasse bitten muss. Wahr-
scheinlicher erscheint eine Modernisie-
rung der bestehenden Grenzanlagen.
Im Hinblick auf die Außenpolitik be-
drohen unüberlegte, spontane Äuße-
rungen und der aufbrausende Cha-
rakter des zukünftigen Präsidenten 
bei Provokationen und Konfrontati-
onen die diplomatischen Beziehun-
gen der USA zu anderen Ländern. 
„Trumps politische Unerfahrenheit 
kann die Fragilität des bestehenden 
Systems erhöhen und zu unbeabsich-
tigten Konsequenzen führen“, so Dr. 
Fels auch mit dem Blick auf die Gefahr 
von strategischen Fehlkalkulationen. 

In der EU sei Vorsicht geboten, denn 
die Unberechenbarkeit Trumps macht 
auch ddie Einschätzung seiner außen-
politischen Entscheidungen schwie-
rig. Wie wird sich beispielsweise die 
NATO weiterentwickeln und welche 
größeren Selbstkosten werden ange-
sichts einer stärker auf amerikanische 
Interessen fokussierten Allianzführung 
auf die europäischen Bündnispartner 
zukommen? Aufgeben wird Trump 
die NATO sicherlich nicht, dafür ist sie 
nicht nur für die amerikanische Positi-
on in Europa zu bedeutsam. Auch eine 
zukünftige machtpolitische Bedrohung 
durch die russische Großmacht sowie 
den IS erfordern eine starke westli-
che Allianz der europäischen Länder 
mit den USA. Eine schwache, im Mo-
ment scheinbar nicht zu einer eigenen 
Armee fähige EU scheint angesichts 
dieser sicherheitspolitischen Heraus-

Kein TRiUMPh für die USA

von Karina Blommen

Point of View – [K]ein TRiUMPh?

Über die Risiken und Nebenwirkungen eines unerfahrenen Präsidenten 
im Zeitalter des Populismus

„Trumps politische Unerfahrenheit 
kann die Fragilität des bestehenden 

Systems erhöhen und zu unbeabsich-
tigten Konsequenzen führen.“  

(Dr. Enrico Fels)
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Point of View – [K]ein TRiUMPh?

forderungen nach wie vor auf die mili-
tärische Führung der USA angewiesen. 
Ungewiss ist Trumps Beziehung zu 
Russlands Präsidenten Wladimir Pu-
tin. So hat Trump während seines 
Wahlkampfes wiederholt Putins Füh-
rungskraft gelobt. Beide haben einen 
intensiveren Dialog über die bilateralen 
Beziehungen ihrer Länder angekündigt. 
Welche Auswirkung dies auf den Syri-
enkrieg und den dortigen Kampf gegen 
den IS hat und wie sich Trump zu der 
von EU und USA bisher mit Sanktionen 
versehenen rechtswidrigen Krim-An-
nexion Moskaus äußert, bleibt zunächst 
ungewiss. Ein Moskau-freundlicher 
Kurs scheint sich unter ihm aber be-
reits abzuzeichnen - ein Kurswechsel, 
der ihn von den russlandkritischen 
Führungen in diversen europäischen 
Hauptstädten unterscheiden dürfte.

Was in den letzten Wochen und Mo-
naten ebenfalls deutlich wurde, ist die 
China-kritische Haltung der Trump-
Regierung. Trump könnte - anders als 
seine Vorgänger - einen offenen Han-
delskrieg und regionalen Machtkampf 
mit der Volksrepublik provozieren und 
dabei vielleicht eine russland-freund-
liche Politik zur Errichtung und Stabi-
lisierung neuer Machtverhältnisse ge-
genüber China nutzen. Noch vor seiner 
Amtseinführung erschütterte Trump 
das teilweise angespannte, aber öffent-
lich wenig konfrontative und außenpo-
litische Verhältnis der USA zu China. 
Er demonstrierte seine Bereitschaft, mit 
der bisher von Washington vertretenen 
Ein-China-Politik zu brechen. Durch 
Äußerungen über Taiwans demokrati-
schen Charakter sowie einem direkten 
Telefongespräch mit Taiwans Präsiden-
tin stellte der außenpolitische Novize 
eine wichtige traditionelle Leitlinie 
amerikanischer Außenpolitik in Frage. 
„Es wird hier zukünftig auch öffent-
lich stärker um realistische Interessen 

der USA gehen“, sagt Dr. Fels zu ei-
nem möglichen Richtungswechsel der 
US-Regierung. Öffentlicher Druck im 
demokratisch gesinnten Amerika so-
wie anti-chinesische Positionierungen 
einer Trump-Administration könnten 
die Beziehungen in den nächsten vier 
Jahren relativ schnell verschlechtern 

- die Volksrepublik ist selbstbewusst 
und scheut eine Konfrontation mit Wa-
shington in Fragen des nationalen Inte-
resses nicht. Die Frage lautet somit, ob 
sich die autokratische Führung Chinas 
mit einem außenpolitisch unerfahrenen 
Präsidenten Trump, der China wie-
derholt in Wahlkampfreden für einen 
großen Teil des hohen amerikanischen 
Aushandelsdefizits (2016: 320 Mrd. USD 
allein mit der Volksrepublik) direkt 
verantwortlich machte, zu einem dip-
lomatischen und für beide Seiten trag-
fähigen Konsens über ihre zukünftigen 
wirtschafts- und sicherheitspolitischen 
Beziehungen einigen kann oder ob sich 
der machtpolitische Konflikt - dessen 
Anfang bereits im Südchinesischen 
Meer ausgefochten wird - zwischen den 
Großmächten weiter zuspitzen wird. 

Einen besonderen Fokus wird Trump 
zudem auf die Bekämpfung des isla-
mistischen Terrors legen. Dabei wird 

er zunächst gegen die Geldgeber der 
Terroristen vorgehen. „Eine unkritische 
Pro-Saudi-Arabien-Politik wie bisher 
wird so einfach wahrscheinlich nicht 
mehr vollzogen.“, argumentiert Dr. 
Fels, trotz Trumps massiver Kritik am 
Iran-Deal der Obama-Administration. 
So drohte der neue US-Präsident Sau-
di-Arabien bereits mit einem Abbruch 
der amerikanischen Ölimporte. Eine 
sowohl von Republikanern und De-
mokraten unterstützte anti-islamistisch 
und anti-terroristisch geplante US-
Politik könnte unter Trump allerdings 
zu einem gefährlichen Einheitsbild 
gegenüber Muslimen führen, was sich 
bereits an Trumps im Wahlkampf ein-
geforderten Einreisestopps von Musli-
men in die USA zeigte. Dr. Fels weist 
schließlich auch auf die Tendenz hin, 
dass mit episodenhaften, unilateralen 
Alleingängen der Vereinigten Staa-
ten gegen den Terrorismus im Nahen 
und Mittleren Osten zu rechnen sei, 
die auch ohne Rücksichtnahme auf die 
UNO und auf geltendes Völkerrecht 
stattfinden könnten. Um den Kampf ge-
gen den IS fortzuführen, dürfte Trump 
zudem die Regierung von Bashar al-
Assad stabilisieren wollen, der zahlrei-
che Menschenrechtsverletzungen und 
Kriegsverbrechen vorgeworfen werden.

Donald Trump wird sich als künftiger 
Präsident mit vielen bedeutenden in-
nen- und außenpolitischen Problemen 
auseinandersetzen müssen.  Dabei ist 
denkbar, dass die neue Regierung einen 
Kurs des Isolationismus und Protektio-
nismus einschlagen wird, wobei der Fo-
kus auf die inneren Probleme der USA 
und weniger auf den Demokratie-Ex-
port gerichtet sein dürfte. Eindeutig zu 
kurz kommen wird sicherlich der Um-
welt- und Klimaschutz, denn nationale 
wie internationale Regelungen in dieser 
wichtigen Frage belasten die amerikani-
sche Wirtschaft, die es aus Trumps Sicht 
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durch Befreiung von „störenden“ Re-
glements zu stärken gilt, was natürlich 
auch auf sein Privatvermögen zutrifft. 

Der zukünftige wirtschaftliche Er-
folg der USA ist eng verbunden 
mit Trumps politischer Zukunft.
Die Elefantenkurve des serbisch-ameri-
kanischen Ökonomen Branko Milano-
vic zeigt einen der Erfolgsgründe linker 
sowie rechter Populisten, von Brexit-Be-
fürwortern, Wählern der AfD, Podemos 
oder der Fünf-Sterne-Bewegung sowie 

frenetischer Trump-Fans auf: Es sind die 
Menschen der Unter- und Mittelschicht 
in den westlichen Industrieländern, die 
am wenigsten von der Globalisierung 
profitiert haben. Die enttäuschten Bür-
ger entfremden sich vom liberalen Frei-
handelsmodell der etablierten Parteien, 
welches sie zu Verlierern der Weltwirt-
schaftsentwicklung gemacht hat. Die 
Bürger radikalisieren sich. Es ist jedoch 
unklar, ob die Trump-Administration 
in der Tat eine wahrnehmbare Verbesse-
rung für diese vielen Enttäuschten brin-

gen kann oder vielmehr nur durch leere 
Versprechen an den Urnen überzeugen 
konnte. Wenn Trump seine großmün-
dig verkündeten Versprechen von neu-
em wirtschaftlichem Wohlstand nicht 
einlösen kann, die langjährige ameri-
kanische Führungsrolle im globalen 
Freihandel beendet und zudem die 
Beziehungen zu Amerikas wichtigstem 
Handelspartner, welcher zeitgleich die 
zweitgrößte Militärmacht der Welt ist, 
verschlechtert - wen wählen diese wü-
tenden US-Bürger dann im Jahr 2020?

Point of View – [K]ein TRiUMPh?

Mit freundlicher Unterstützung von Dr. Enrico Fels
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Wir wissen, dass wir nichts wissen 

Donald Trump ist nicht normal. Zu die-
ser Erkenntnis dürfte inzwischen jeder 
durchschnittlich informierte Bürger ge-
kommen sein, dreht sich der politische 
Diskurs in den Vereinigten Staaten doch 
seit Monaten um nahezu nichts anderes 
mehr. Es stimmt, der designierte US-Prä-
sident ist kein gewöhnlicher Politiker. 
Trumps rassistische und frauenfeindli-
che Äußerungen im Wahlkampf scho-
ckierten Demokraten und Republikaner 
gleichermaßen. Er forderte die Bom-
bardierung von Zivilisten, legitimierte 
völkerrechtswidrige Foltermethoden 
und bediente munter die faschistischen 
Phantasien der neuen Rechten. Donald 
Trumps schmutziger Wahlkampf stell-
te einen klaren Bruch mit den westli-
chen Wertvorstellungen dar, erwies 
sich aber als effektives Instrument im 
eiskalten Rennen um die Präsident-
schaft. Der Donald kam, sah und siegte.  
Ja, Donald Trump ist nicht normal. Die 
an ihm im Vorwahlkampf der republi-
kanischen Partei gescheiterten Kandi-
daten mögen dies nach Washingtoner 
Maßstäben vielleicht sein, ihre politi-
schen Ansichten aber sind verhängnis-
voll. Da ist zum Beispiel der texanische 
Senator Ted Cruz, der im Wahlkampf 
fortwährend gegen Abtreibungen, die 
Gleichstellung von Homosexuellen 
und die Trennung von Staat und Kirche 
predigte. Seit Jahren schon radikalisiert 
sich die republikanische Partei und 
vergiftet den politischen Diskurs. Kein 
Wunder also, dass Trump sich eben 
dieser Mittel im Wahlkampf bediente. 
Im Gegensatz zu seiner parteitreuen 
Konkurrenz handelt Donald Trump 
jedoch nicht aus politischer Überzeu-
gung, sondern aus reinem Opportu-
nismus. Trump wusste genau, welche 
Knöpfe er drücken musste, um die 
Oberhand im längst entschieden ge-
glaubten Präsidentschaftswahlkampf 
zu gewinnen. Unmittelbar nach der 

Wahl am 8. November distanzierte 
er sich von seinen radikalen Positio-
nen und verkündete staatsmännisch, 
Präsident aller Amerikaner sein zu 
wollen. Wofür Donald Trump eigent-
lich steht, weiß nach diesem turbu-

lenten Wahljahr niemand so recht. 
Schon vor Donald Trumps Vereidigung 
ist wortfreudigen Kritikern klar: Im 
besten Fall erwartet die USA vier Jahre 
Stillstand, im schlimmsten Fall der dritte 
Weltkrieg. Doch Trump hatte, wie von 
Hillary Clinton immer wieder betont, 
noch nie ein politisches Amt inne. Wie 
der 45. Präsident der Vereinigten Staaten 
regieren wird, welche Ziele er verfolgt 
und welche Schwerpunkte er setzen 
wird, ist unklar. Jüngst machte Trump 
dem russischen Staatspräsidenten Wla-
dimir Putin per Twitter Avancen und 
löste damit eine Welle der Empörung 
aus. Es scheint, als prüfe der designierte 
US-Präsident die Tiefe der Wasser, die 
ihn umgeben; Trumps Unberechenbar-
keit verwirrt Politik und Medien. Fakt 
ist wohl, dass wir erst nach seinem of-
fiziellen Amtsantritt wissen werden, 
mit wem wir es eigentlich zu tun haben. 

Und genau dieser Umstand gibt An-
lass zu Hoffnung. Die Vereinigten 
Staaten von Amerika sind das größte 
Business der Welt. Sie funktionieren 
nach gewissen Spielregeln, die der 
Geschäftsmann Donald Trump nicht 
einfach ignorieren kann. Der Präsident 
kann sich nicht hinter einem Twitter-
Account verstecken. Er wird schwieri-
ge Entscheidungen treffen müssen, die 
unmittelbare Konsequenzen für ihn 
und Millionen Amerikaner haben wer-
den. Dieses Maß an Verantwortung 
kann ein Mann allein nicht tragen. 
Aus diesem Grund wird Trump zur 
Zusammenarbeit mit Republikanern 
und Demokraten gezwungen sein 
und seine Unberechenbarkeit schnell 
abgelegen müssen. Dies gilt auch auf 
dem internationalen Parkett. Der Prä-
sident Trump wird sich aller Voraus-
sicht nach grundsätzlich vom Wahl-
kämpfer Trump unterscheiden. Und 
wer weiß, vielleicht wirkt sich ein 
Politikwechsel in Washington entge-
gen aller Erwartungen positiv auf die 
US-amerikanische Wirtschaft, die ge-
sellschaftlichen Probleme des Landes 
und die ohnehin schon angeschlage-
nen internationalen Beziehungen aus.
Doch auch wenn Donald Trump ver-
suchen sollte, jene destruktive Politik 
umzusetzen, die er im Wahlkampf 
so großspurig angekündigt hat-
te, wird seine Wählerschaft schnell 
einsehen müssen, dass ihre Sym-
bolfigur kläglich an dem Versuch 
scheitert, die Zeit zurückzudrehen. 
Und vielleicht wird der selbstgefälli-
gen demokratischen Partei, die sich 
ihres Sieges so sicher war, dann end-
lich klar, dass Werte und Normen in 
einer liberalen Demokratie immer 
wieder aufs Neue erkämpft, vertei-
digt und weiterentwickelt werden 
müssen. Alles ganz normal eben.
 

Point of View – [K]ein TRiUMPh?

von Marius Dute
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Drei Themen, drei Meinungen

Zurück in die prädigitale Zukunft?
von Nora Benz

2016 war ein nervenaufreibendes Jahr, 
aus vielerlei Perspektive – auch aus der 
der Universitäten. Zum Ende des Jahres  
wurde verkündet, dass aufgrund von 
„veränderten Nutzungsrichtlinien für 
urheberrechtlich geschützte Texte“, sämt-
liche Texte von eCampus zu entfernen 
sind. Dies betrifft Vorlesungen, Übungen 
und Seminare der Universität Bonn und 
andere Hochschulen. 

Die Diskussion um das Urheberrecht hat-
te unter Studierenden und Lehrenden für 
erhebliche Unruhen und leichte Panikat-
tacken gesor. Wie soll man Studierende in 
Zukunft mit passender Literatur versor-
gen? Müssen Studierende künftig wieder 
wie in prädigitalen Zeiten stundenlang 
vor den Kopiergeräten verbringen? 

In erster Linie ging es bei der Diskussion 
darum, zu klären, wie die Nutzung von 
digital bereitgestellten Texten in Zukunft 
vergütet wird. Bisher zahlten die Länder 

Pauschalabgaben an die VG Wort (Ver-
wertungsgesellschaft Wort), welche das 
Geld im Namen der Urheber einkassier-
te. Doch laut eines Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts muss dafür eine neue 

Lösung gefunden werden. Zwischen-
zeitlich hatten sich deshalb Kultusminis-
ter und VG Wort auf eine Einzelabrech-
nung geeinigt. Dieser zufolge sollte pro 

Studierendem, Textseite und Semester 
abgerechnet werden. Da diese „Lösung“ 
den Hochschulen zu kompliziert und bü-
rokratisch war, boykottierten viele den 
neuen Vertrag und mussten so verkün-
den, dass Studierende ab dem neuen Jahr 
wieder auf Fotokopien zurückgreifen 
müssen.

In der Folge wurde der Unmut unter den 
Studierenden immer größer: Petitionen 
wurden unterschrieben und auf den Stra-
ßen wurde protestiert. 

Quasi als „Weihnachtsgeschenk“ für alle 
Studierenden und Lehrenden konnte 
man sich kurz vor der Weihnachtspause 
dann doch noch einigen: Die pauschale 
Abgeltung der Ansprüche der VG Wort 
soll vorerst bis September 2017 fortge-
führt werden. Das bedeutet zunächst ein 
Aufatmen aller Beteiligten der Univer-
sitäten. Doch vom Tisch ist das Thema 
noch nicht. 
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Vor Kurzem saß ich in einer sehr vor-
bildlichen Soziologie-Übung, denn es 
wurde mal wieder leidenschaftlich über 
die Sinnhaftigkeit einer Theorie disku-
tiert. Als unsere Debatte ihren drama-
turgischen  Höhepunkt erreicht hatte, 
meldete sich ein Kommilitone zu Wort, 
offenbar mit der naiven Hoffnung, die 
erhitzte Diskussion zu beenden: „Jetzt 
mal ganz objektiv gesehen, … .“  Ganz 
objektiv gesehen gab es jedoch im wei-
teren Verlauf der Stunde immer noch 
mindestens so viele Meinungen, wie es 
Anwesende gab. Haben ich und meine 
Kommiliton*innen in Sachen Objektivi-
tät versagt?

Der Begriff „Objektivität“ hat in der Ge-
schichte so einige Bedeutungswandel 
durchlaufen. Heute ist mit „objektiv“  
eine vom Subjekt unabhängige Beurtei-
lung oder Beobachtung von Ereignissen 
oder Gegenständen gemeint. Ergebnisse 
einer objektiven Bewertung sollen allge-
meingültig sein. Deswegen ist Objekti-
vität das Leitprinzip der Wissenschaft, 
auch um sie ideologiefrei zu halten. Der 
Philosoph Kant spricht von apriorischen 
Begriffskategorien, welche unabhän-
gig von persönlichen  Erfahrungen von 
Geburt an in den Menschen verankert 
seien und objektive Erkenntnisse er-
möglichen. Das hieße aber, dass jede*r 
meiner Kommiliton*innen Theorie XY 
gleich bewerten würde und alle ande-
ren Menschen auch. Hier zeigt sich aber 
schon der Denkfehler der Objektivität. 
Menschen, die Soziologie studieren, ge-
ben natürlich eine vollkommen andere 
Einschätzung zu einer soziologischen 
Theorie ab, als ihre Mitmenschen. In die-
sem Kontext bewerten wir angehenden 
Soziolog*innen sie mit einem gewissen 
Hintergrundwissen und unserer Erfah-
rung, also genau mit dem, was Kant aus 
der Objektivität raushalten wollte. Zu-
dem geben wir verschiedene Einschät-
zungen ab, weil wir nicht nur in der sozi-
alen Rolle „Student*in“, sondern auch in 
anderen Rollen existieren, beispielweise 

„Freund*in“. Persönliche Erlebnisse 
spielen immer in unsere Bewertungen 
hinein, denn sie prägen auch unsere Per-
sönlichkeit und sind nicht einfach aus-
zuschalten. Würde man also ein Baby 
nach seiner Einschätzung zu Theorie XY 

fragen (hier ignorieren wir mal die feh-
lenden Sprachkenntnisse), so würde es 
nicht etwa auf Kants gedachte Begriffs-
kategorien zurückgreifen, sondern wäre 
mangels Erfahrung und Wissen kom-
plett überfordert.

Die Neurobiologie behauptet indes, dass 
Objektivität unmöglich sei, da jedes Indi-
viduum sich durch neuronale Prozesse 
seine eigene Welt schaffe. Eine subjek-
tunabhängige Bewertung wäre somit 
unmöglich und auch eine pauschale All-
gemeingültigkeit scheint im Angesicht 
der Geisteswissenschaften eher utopisch 
- siehe Theoriepluralismus. Was diese 
angeht, so ist eher eine Übersubjektivität 
realisierbar. Das heißt, dass ich anderen 
Menschen ermögliche, meine Erkennt-
nisse nachzuvollziehen. Der Mathema-
tiker und Philosoph Charles Peirce geht 
sogar so weit, zu behaupten, dass Men-
schen die Realität nicht fassen könnten, 
sondern nur Zeichen wahrnehmen und 
interpretieren könnten. Etwas als objek-
tiv zu bezeichnen, kann also nur eine 
Behauptung bleiben, welche darauf fußt, 
dass man Objektivität als notwendiges, 

aber unmögliches Ideal hochhält. Man 
kann nicht wissen, was wahr und objek-
tiv ist, denn die Welt ist in ihrer Gänze 
nicht fassbar. Die Menschen ordnen sie 
nur ihren konstruierten individuellen 
Kategorien unter.

Ganz zufriedenstellend ist das aber nicht. 
Denn Objektivität ist beispielsweise bei 
der Suche nach Literatur für eine Haus-
arbeit trotz alledem ein ausschlaggeben-
des Kriterium. Wenn eine Umweltstudie 
von einem Mineralölunternehmen fi-
nanziert wurde, will ich diese vielleicht 
lieber nicht in meinem Quellenverzeich-
nis haben.  Experimentelle Ergebnisse 
gewinnen an Verlässlichkeit und Be-
währtheit, wenn sie unabhängig geprüft 
und mehrmals wiederholt worden sind. 
Der Philosoph Karl Popper bezeichnete 
dies als intersubjektive Überprüfbarkeit. 
Annahmen über die Welt könnten - ihm 
zufolge - zwar nicht begründet wer-
den, aber dennoch wahr sein. Objektive 
Naturgesetze sind beispielsweise nicht 
erklärt (Wie funktioniert Gravitation?), 
vielmehr sind sie konventionell, da eini-
ge Wissenschaftler*innen sich übersub-
jektiv auf sie einigen konnten.

Für meine Hausarbeit heißt das konkret, 
dass ich die Umweltstudie vergessen 
kann, wenn  ihre Ergebnisse nicht mit 
dem Großteil anderer Studien verein-
bar sind. Die Soziologie spricht hier 
übrigens von Durchführungs-, Auswer-
tungs-, und Interpretationsobjektivität. 
Objektivität scheint also immer noch die 
Zielvorstellung zu sein und genau das 
sollte sie auch bleiben. Auch wenn wir 
in Wahrheit nur eine Übersubjektivität 
erreichen, brauchen wir das Objektive 
als Idealtypus. Denn nur so kann man 
in der Soziologie-Übung kurz innehal-
ten, so viel persönlichen Einfluss wie 
möglich abstreifen und sich einbilden, 
die Theorie XY nun ganz klar und un-
voreingenommen zu betrachten. Aber 
halt! War die Theoretikerin nicht auch 
subjektiv?

Ganz objektiv gesehen 
von Debora Eller 

Vom Ideal der Objektivitätvon Nora Benz

Drei Themen, drei Meinungen
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Bundespräsidentenwahl

Meinungsbild: 
Die Wahl des Bundespräsidenten 2017

von Finn Hagemann und Nora Benz 

„Ich mag den Steinmeier nicht so arg. Er spricht immer so 
komisch und so abgehackt. Das ist immer so anstrengend.“

„Steinmeier als Bundespräsident geht ganz in Ordnung, weil er ein hohes diplomatisches Geschick hat, das man -denke ich - 
in dem Amt auf jeden Fall braucht.“

„Von Steinmeier halte ich überhaupt nichts. Weil er hat 
damals die Harz-IV-Verbrechen erst angeleiert als Kanz-
leramtskandidat. Und Agenda-Verbrecher unterstütze 
ich nicht, weil das ein Verbrechen an der Menschheit ist. 
Butterwegge ist einer der renommiertesten Professoren 
den wir haben. Und ich denke er ist der einzige, der auch 
die Wahrheit sagt.“

„Ich muss tatsächlich sagen, dass ich Steinmeier zwar ge-
eignet finde für diesen Posten, allerdings hätte ich ihn auch 
gerne weiterhin in einem anderen Amt gesehen da ich ihn 
dafür qualifizierter halte und denke, dass ein Konsenskan-
didat der Bundespräsidentenwahl auch durch eine andere 
Persönlichkeit ausgedrückt werden könnte.“ „Ihr erwischt mich gerade auf dem kalten Fuß. Ich kann nicht 

viel dazu beitragen, weil meine Gedanken noch immer bei 
der Amerika-Wahl sind. Aber das Gefühl, dass ich von mir 
selbst kenne und das in meinem sozialen Umfeld ganz stark 
kommuniziert wurde, ist der Schrecken davor, was passieren 
kann und wie es weitergehen kann. Ich habe von vielen Sei-
ten gehört, und das Gefühl kenne ich eben auch, dass es ein 
Wahnsinn ist, was 2016 politisch passiert ist. Da waren ja 
genug Katastrophen dabei. Und, was heißt das für uns? Was 
kann bei uns passieren? Wer kann bei uns gewählt werden 
und was heißt das für mich und mein politisches Engage-
ment? Ich fand auch spannend, dass bei mir im Umfeld jetzt 
zum Beispiel viele in Parteien eingetreten sind, als Reaktion 
auf die Trump-Wahl, weil sie gesagt haben: Ich muss tätig 
werden. Denn offensichtlich, wenn ich es nicht tue, kann so 
etwas passieren.“

„Grundsätzlich finde ich den Steinmeier sehr geeignet, 
weil er als Außenminister schon viele Kontakte gebunden 
hat und diese auch im Amt als Bundespräsident gut nut-
zen kann. Ich denke auch, dass er jetzt in einer Zeit, in der 
Europa in der Kritik steht, eine relativ objektive Meinung 
hat.“

„Ich hätte Lammert aber besser gefunden. Ich bin katholi-
scher Theologie-Student und Lammert vertritt eben sehr 
gut christliche Werte. Dass Lammert in der Gesellschaft 
christliche Werte eingebracht hätte, hätte ich gar nicht mal 
so schlecht gefunden. Ich finde auch allgemein, dass er eine 
sehr würdige Ausstrahlung hat. Also, ich hätte mir ihn gut 
vorstellen können.“

„Ich finde Steinmeier eigentlich ganz gut. Allgemein finde 
ich auch nicht, dass es so viele Alternativen gibt. Also er ist 
letztendlich der Einzige, der eine Chance hat und bei dem es 
realistisch ist, dass er Bundespräsident wird.“

„Er kann sich ja das Amt aussuchen. Lammert hätte ich be-
vorzugt. Wäre wohl kompetenter. Überparteilicher auch.“  
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Meinungsbild: 
Die Wahl des Bundespräsidenten 2017

Bundespräsidentenwahl

„Ich finde, der Bundespräsident sollte vom Volk gewählt werden. Und der Steinmeier, denke ich, ist ein besserer Bundes-
präsident als ein Außenminister. Als Außenminister war er mir immer zu diplomatisch. Und so hätte er repräsentative 
Aufgaben. Das kann er, da kann er nicht so viel falsch machen.“

„Aber die Schwarzen hatten ja auch keinen Gegenkandidaten. Ich denke, dass haben die im Vorfeld schon untereinander 
ausgemacht."

„Ich habe keine Ahnung. Ich weiß, dass 
der Steinmeier jetzt gewählt werden soll. 
Ich finde das ist ein guter, ein sympathi-
scher Politiker. Aber ich wäre auch nicht 
skeptisch gewesen, wenn der Gauck wei-
ter gemacht hätte. Ich bin ganz froh, dass 
ich jemanden vor Augen habe und weiß, 
wer das ist. Steinmeier, Lammert, Gauck, 
alles defte Kerle.“

„Den Steinmeier finde ich eigentlich noch 
am besten, weil er meiner Meinung nach 
einen realistischen Blick auf die ganze 
Sache hat.“

„Dazu kann ich gar nichts Richtiges sa-
gen. Keine Ahnung. Damit habe ich mich 
wirklich null befasst. Ob der Steinmeier 
fähig ist oder nicht, ist auch traurig 
merke, ich gerade.“
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„Eigentlich wissen wir alle wer Bundespräsident wird. Aber der Bundespräsident hat auch keine gigantische Funktion hier 
in Deutschland. Deshalb geht mir das ziemlich am Arsch vorbei."
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Freiheit vs. Sicherheit

Da vonseiten der Studierendenschaft Kri-
tik aufkam, die zweite Veranstaltung des 
Ringseminars sei zu einseitig, da nach 
kurzfristigen Absagen anderer Referie-
render kein Gegenpol zu Bekir Altaş, 
dem Generalsekretär der IGMG, auf dem 
Podium gestanden hätte, wurde die Ver-
anstaltung abgesagt. Die 'Islamische Ge-
meinschaft Millî Görüş e.V.' wurde über 
mehrere Jahre wegen der Förderung einer 
„Demokratiedistanz“ sowohl vom Bun-
desamt für Verfassungsschutz als auch 
von mehreren Landesämtern beobachtet. 
Darüber hinaus wurden ihr antisemiti-
sche und antizionistische Positionen vor-
geworfen. Wir haben uns daher entschie-
den, die Veranstaltung mit Bekir Altaş 
nicht stattfinden zu lassen, wollten ihm 
jedoch die Möglichkeit geben, auf einige 
Fragen der Studierenschaft einzugehen.

Herr Altaş, vielen Dank für Ihre Bereit-
schaft, sich mit den Fragen der Studieren-
den auseinanderzusetzen. Im Folgenden 
haben wir einige Fragen aus der Fach-
schaft Politik und Soziologie zusammen-
gestellt. Diese beschäftigen sich sowohl 
mit dem Thema „Islamismus als Extre-
mismusform“, als auch mit der Position 
der Islamischen Gemeinde Millî Görüş 
(IGMG) als muslimische Gemeinde. 
Was verstehen Sie unter Extremismus? 
Was verstehen Sie unter Islamismus?

Unter Extremismus verstehe ich Ein-
stellungen und Bestrebungen, die 
sich an den äußersten Rändern des 
politischen oder weltanschaulichen 

Spektrums bewegen und aufhalten. 
Den Begriff „Islamismus“ lehnen wir aus 
mehreren Gründen ab. Zum einen ist die-
ser Begriff sehr geeignet, pauschal Vor-
urteile gegen Muslimen und den Islam 
zu schüren. Nur weil manche Personen 
meinen, ihre teilweise kranken Vorstel-
lungen von Religion abgeleitet zu haben, 
müssen wir deren Selbstverständnis nicht 
begrifflich übernehmen. Wir würden nie-
mals vom christlichen Terror reden, weil 
wir wissen, dass es nicht von der Religion 
abgeleitet ist. Diese Selbstverständlichkeit 
muss sich auch im Kontext des Islams 
etablieren und der Begriff „Islamismus“ 
verhindert das. Zum anderen lehnen 
wir diesen Begriff ab, weil es nicht defi

niert ist und er inzwischen zum Spielball 
rechter Gruppierungen geworden ist.

Wenn wir nun über Islamismus als re-
ligiösen Extremismus sprechen, wie 
kann sich der Islam bzw. die musli-
mische Gemeinschaft gegen den Is-
lamismus wehren? Wie kann sich 
die deutsche Gesellschaft wehren?

Vorab sollten wir festhalten, dass keine Re
ligion davor gefeit ist, missbraucht zu wer
den. Ob es der Islam, das Christentum, der 
Hinduismus oder andere Religionen sind, 
sie alle werden überall auf der Welt für ex-
tremistische Zwecke täglich missbraucht. 
Was wir gegen diesen Missbrauch tun 

Freiheit vs. Sicherheit 
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Islamismus als Extremismusform

von der Fachschaft Politik und Soziologie

Da die zweite Veranstaltung des Ringseminars unserer Fachschaft mit dem Titel „Islamismus als Extremismusform?“ 
abgesagt werden musste, soll das folgende Interview mit dem Generalsekretär der IGMG, Bekir Altaş, eine Antwort auf 
offengebliebene Fragen bieten.
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Freiheit vs. Sicherheit

können, unterscheidet sich nicht wesent-
lich von dem, was die Kirchen und an-
dere Religionen auch tun: wir klären auf 
und geben den Menschen eine solide re-
ligiöse Grundausbildung mit, damit sie 
immun sind gegen die Fänge von Extre-
misten. Im Gesellschaftskontext bedeutet 
dies, dass wir Menschen nicht aus der 
Mitte ausschließen. Wer keinen Platz in 
der Mitte findet, geht zwangsläufig an 
den Rand, wo sich Extremisten tummeln.

In einer religiösen Gemeinschaft gibt 
es unterschiedliche Ausprägungen und 
Auslegungen des Glaubens. Wie stark 
unterscheidet sich das religiöse Ver-
ständnis der Menschen in der IGMG?

Die IGMG gehört zu den größten Isla-
mischen Religionsgemeinschaften in 
Deutschland und sie ist die einzige Ge-
meinschaft, die sich nicht nur in Deutsch-
land beheimatet sieht, sondern in ganz 
Europa. Wir unterhalten zahlreiche Mo-
scheen, Bildungseinrichtungen und sons-
tige Vereine in europäischen Ländern 
und sogar in Kanada oder Australien. Wir 
haben Mitglieder mit unterschiedlichsten 
religiösen Hintergründen und Einstel-
lungen. Das ist alles andere als homogen.
 
Gibt es in der IGMG auch Menschen mit 
islamistischem bzw. extremistischem 
Gedankengut? Wenn ja, wie geht man 
mit diesen Menschen um? Was kann die 
IGMG tun, um sich als muslimische Ge-
meinschaft vom Islamismus abzugren-
zen?

Die IGMG ist eine Religionsgemeinschaft 
mit jahrzehntelanger Tradition und ge-
festigten Strukturen. Menschen mit ext-
remistischen Einstellungen würden sich 
in unseren Moscheegemeinden nicht hei-
misch fühlen, umgekehrt würden unsere 
Gemeindemitglieder sofort aktiv werden 
und so jemandem schnell helfen, seine 
extremen Vorstellungen abzulegen. Die 
Abgrenzung von extremistischen Einstel-
lungen ist also kein aktiver Prozess, der 
angestoßen werden müsste, sondern ein 
Teil unseres Selbstverständnisses als Mus-
lime. Für uns ist der Islam eine Religion 
der Barmherzigkeit und nicht der Gewalt. 

„Die Mitglieder der IGMG pflegen ihre 
Beziehungen zu ihren Herkunftslän-
dern, sie betrachten sich aber auch als 
fester und dauerhafter Teil der hiesigen 
Gesellschaft. Insofern ist es ureigenes 
Interesse der IGMG, sich für gesell-
schaftliche Harmonie und Wohlfahrt 
einzusetzen.“ (Quelle: Islamische Ge-
meinschaft Millî Görüş e.V.: Selbstdar-
stellung, https://www.igmg.org/selbst-
darstellung/, aufgerufen am 19.01.2017)

Wie kann zugleich eine enge Verbin-
dung zu den Herkunftsländern gehalten 
werden und eine Identifikation mit der 
hiesigen Gesellschaft geknüpft wer-
den? Durch welche Maßnahmen kann 
die IGMG diesen Prozess unterstützen?

Auch dieser Prozess ist nicht aktiv, son-
dern gedeiht auf eine ganz natürliche 
Weise. Wir leben in einer zunehmend glo-
balen Welt. Berlin mit der Bahn ist für uns 
genausoweit wie Istanbul mit dem Flieger. 
Das Leben in mehreren Städten gehört 
bereits zum Alltag, das Leben in mehre-
ren Ländern zunehmend auch. Insofern 
verwundert uns mehr die Verwunderung 
darüber, dass sich Menschen in mehreren 
Ländern zu Hause fühlen können. Das 
ist doch selbstverständlich. Wir lassen 
die Menschen ja auch nicht zwischen der 
Mutter und dem Vater entscheiden. Ähn-
lich verhält es sich mit Ländern, wenn 
man zu beiden eine Beziehung pflegt.

Von einigen Wissenschaftlern und 
auch durch den Verfassungsschutz 
wurde der IGMG zwar kein militan-
ter, jedoch ein legalistischer Islamis-
mus zugeschrieben. Zu diesem Thema 
wurden uns von vielen Studieren-
den Fragen zugesandt, die wir Ihnen 
im Folgenden gerne stellen würden. 

„Der Verfassungsschutzbericht äu-
ßert sich erstmals vorsichtiger zur 
"Islamischen Gemeinschaft Millî 
Görüş". Verfassungsschutzchef Hans-
Georg Maaßen stellte in Aussicht, 
dass die Organisation aus der Be-
obachtung fallen könnte.“ (Quelle: 
Dernbach, Andrea, in Tagesspiegel 
online: „Millî Görüş“ könnte aus 

der Beobachtung herausfallen“, vom 
30.06.2015, aufgerufen am 19.01.2017) 

Die IGMG stand jahrelang in ver-
schiedenen Verfassungsschutzberich-
ten und wurde durch diesen beob-
achtet. Warum wird sie heute, zwar 
nicht mehr so intensiv, aber weiterhin 
beobachtet? Inwiefern haben sich 
die Positionen der IGMG geändert? 

Es ist nur eine Frage der Zeit, dass die 
IGMG auch in den verbleibenden Ver-
fassungsschutzberichten nicht mehr er-
wähnt wird. Das ist eher eine politische 
und weniger eine sicherheitspolitische 
Frage. Der Politik fällt es schwer, ihre 
jahrzehntelange Position zur IGMG von 
heute auf morgen über Bord zu werfen. 
Selbstverständlich hat sich auch die 
IGMG geändert im Laufe der Zeit und 
ist heute anders als noch vor zehn 
oder zwanzig Jahren. Das ist ein na-
türlicher Wandel und kein gelenkter. 

Bei der Beurteilung der IGMG von 
Seiten der Verfassungsschutzämter ist 
jedoch entscheidend gewesen, dass 
in all den Jahren der Beobachtung 
tatsächlich nichts zählbares heraus-
kam, was auf Verfassungsfeindlich-
keit hindeuten könnte. In Fachkrei-
sen wird die Beobachtung deshalb 
schon seit vielen Jahren kritisiert.

Auf der Seite des Landesamtes für 
Verfassungsschutz Baden-Württem-
berg findet man folgendes Zitat: „Die 
IGMG ist Teil der „Millî Görüş“-
Bewegung (…). Ihr Ziel ist eine auf 
dem Islam basierende „Gerechte Ord-
nung“ (hak düzen), die langfristig alle 
anderen, als „nichtig“ (batil düzen) be-
zeichneten politischen Systeme ablö-
sen soll.“ (Quelle: Landesamt für Ver-
fassungsschutz Baden-Württemberg: 
Islamische Gemeinschaft Millî Görüş 
e.V., http://www.verfassungsschutz-
bw.de/,Lde/Startseite/Arbeitsfelder/
IGMG, aufgerufen am 19.01.2016)

Was ist für die IGMG eine gerechte Ord-
nung und was sind nichtige Systeme?
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Diese Frage müssen Sie dem Landes-
amt für Verfassungsschutz in Baden-
Württemberg stellen. Bei der zitierten 
Passage handelt es sich um eine Bewer-
tung des Verfassungsschutzes und nicht 
um eine Position der IGMG. Dieses 
Zitat ist aber ein gutes Beispiel dafür, 
wie dünn und abwegig die Begrün-
dung für die IGMG-Beobachtung ist.

In den Jahren 2008 und 2009 wurden 
Großrazzien durchgeführt, weil gegen 
den damaligen Generalsekretär Oguz 
Ücüncü der IGMG wegen der Bil-
dung einer kriminellen Vereinigung, 
Spendenbetrugs und Steuerhinter-
ziehung ermittelt wurde. Im Jahr 2010 
wurde die Internationale Humanitäre 
Hilfsorganisation (IHH) von Innen-
minister De Maizière verboten, weil 
sie mehrere Millionen Euro an die Ha-
mas gespendet haben soll. Die IGMG 
soll enge Verbindungen, auch in der 
Führungsebene (z.B. Mustafa Yoldas), 
zu dieser Organisation gehabt haben. 

Was sagen Sie zu diesen NegativSchlag-
zeilen? Existieren Verbindungen zur 
Hamas oder in den kriminellen Raum? 

Was tut die IGMG, um sich davon zu 
entfernen?

Es ist auch heute noch ein Skandal, wie 
mit der IGMG und einzelnen Funkti-
onären damals umgegangen wurde. 
Wer sich die Mühe macht und schaut, 
was aus diesem Bündel an Vorwürfen 
übriggeblieben ist, wird staunen. Am 
Ende ist es aber leider immer noch so, 
dass die Anschuldigung hängenbleibt 
und nicht der Ausgang dieser Verfahren. 

Zur IHH müsste man eigentlich weit 
aushohlen, ich werde mich aber kurzfas-
sen. Die IHH wurde nicht verboten, weil 
sie die Hamas unterstützt hat, sondern 
weil das Gericht meint, die IHH habe 
mit den humanitären Hilfsgütern – das 
waren Lebensmittel, Bekleidung und 
Lehrmaterialien für Schüler – für die Be-
dürftigen in der Region die Hamas ent-
lastet. Diese Rechtsprechung ist einmalig 
und bis heute umstritten, weil mit dieser 
Begründung jede Hilfslieferung in die 
Region praktisch unmöglich gemacht 
wird. Egal, was man für die Menschen 
dort tun: Es kann  so ausgelegt werden, 
als würde man damit zugleich auch die 

Hamas unterstützen, weil man ihr quasi 
Arbeit abnimmt, sich selbst um die Men-
schen zu sorgen. Diese Begründung ist 
natürlich Unsinn und das letzte Wort 
in dieser Sache noch nicht gesprochen.

Inwiefern würden Sie sich zu ei-
ner neuen Generation der IGMG 
zählen, die mehr für eine Öffnung 
und Loslösung von der Millî Görüş 
Bewegung in der Türkei steht?

Wir haben immer wieder betont, dass 
wir weder eine Öffnung noch eine Los-
lösung anstreben. Uns ist eine natürliche 
Entwicklung sehr wichtig. Alles andere 
wäre bei einer so heterogenen Gemein-
schaft wie der IGMG kaum möglich 
und wahrscheinlich auch nicht gesund. 
Selbstverständlich ändern sich Menschen 
und mit ihnen bestimmte Einstellungen 
im Laufe der Zeit. Ich denke und fühle 
sicherlich anders als die Gründergenera-
tion in den Sechzigern und Siebzigern. 
Die Generation nach mir wird ebenfalls 
anders sein und das ist auch gut so.

Vielen Dank für das Interview.

Freiheit vs. Sicherheit
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